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22     
6/2012-Sch 

 
 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t  
 
 
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates  
der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
 
 
Tag und Zeit:        Donnerstag, 13. Dezember 2012 
   
Tagungsort:         Rathaus         
 
Beginn:           19.00 Uhr 
 
 
 

A n w e s e n d e : 
 
 

ÖVP-Fraktion: 
 
       1. Bürgermeister    Mag. Johann Reiter als Vorsitzender 

  2. Vizebgm.     Johann Schachl 
  3. GR.        Dr. Oskar Vogel 
  4. GV.        Stefan Gaisbichler   
  5. GV.        Klaudia Haberl  
  6. GR.        Friedrich Seiringer-Gaubinger  
  7. EG.        Dr. Helmut Geist 
  8. EG.        Mag. Herbert Dachs-Machatschek  
  9. GR.        Peter Wechselauer   
10. GR.        Franz Huber 
11. EG.        Josef Ratzenböck   
12. GR.        Manuela Gschwandtner  
13. EG.        Jakob Moser 
14.  GR.        Dr. Renate Geist-Krojer  

 
   

SPÖ-Fraktion: 
 
    15.  Vizebgm.     Mario Weichselbaumer  

16.  GV.        Ing. Kurt Berger 
 17.  EG.         Christian Geissler   

18.  GR.        Herbert Kritzinger  
19.  GR.        Roswitha Mohr  

  20.  GR.        Günther Kasper   
21.  GR.        Rudolf Stockinger    

 22.  GR.        Erich Steinwendner  
23.  GR.        Michaela Schuster  
24. GR.         Andreas Distler   
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FPÖ-Fraktion: 
 

25.  EG.         Dipl.-Ing. Josef Hoyer  
26.  GR.         Mag. Erich Kaniak   
27.  GR.        Christa Leeb-Dorfer  
28.  GV.         Rudolf Hemetsberger   
29.  GR.         Walter Liehmann   

 
 

GRÜNE-Fraktion: 
 

30. GR.        Wolfgang Vogel    
31. GR.        Claudia Hauschildt-Buschberger   

 
 
 
Der Leiter des Gemeindeamtes:  Hans Schmidt    
 
 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 
 
a)  die Sitzung von ihm einberufen wurde 
 
b)  die Sitzung im Sitzungsplan enthalten ist und die Verständigung hiezu an alle Mitglieder bzw. 

Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  
 
c)  die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 3.12.2012 öffentlich 

kundgemacht wurde;  
 
d)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist;  
 
e)  die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 7.11.2012 bis zur heutigen Sitzung während 

der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht 
noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen 
eingebracht werden können.  

 
f)  Als Schriftführer für die Sitzung wird der Amtsleiter Johann Schmidt bestimmt. 
 
 
 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt:  
 
Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionsobmännern folgende 
Gemeinderatsmitglieder bekannt gegeben: 
 
 Für die ÖVP-Fraktion:      GV. Stefan Gaisbichler             
  

Für die SPÖ-Fraktion:      Vizebgm. Mario Weichselbaumer               
 
 Für die FPÖ-Fraktion:       GV. Rudolf Hemetsberger 
 
 Für die GRÜNE-Fraktion:     GR. Claudia Hauschild-Buschberger 
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T a g e s o r d n u n g 
 
Berichte des Bürgermeisters 
 
a) Information gem. O.Ö. Grundverkehrsgesetz 2006 – zu folgenden Rechtsgeschäften wurden vom 

Bürgermeister positive Stellungnahmen abgegeben: 
• Kaufvertrag Maria Kaltenbrunner an Franz und Eileen Pühringer, Erwerb der Grundstücke Nr. 

685 und 779 der EZ 14  KG Litzlberg im Gesamtausmaß von 3.650 m²  
• Kaufvertrag Franz Schwarzenlander an Josef und Friederike Limberger, Erwerb des 

Grundstückes Nr. 1454/2  der  EZ 183, KG. Litzlberg im Ausmaß von 313 m²  
• Kaufvertrag Manuel und Gudrun Mühringer an Aljajdin und Meliha Bedzeti,  Erwerb von 

121/2150 Anteile Wohnungseigentum W1 und 13/2150 Anteile an Garage 8 der EZ 1022  KG 
Seewalchen im Ausmaß von 1.574 m²   

• Schenkungsvertrag Ing. Friedrich und Anna Voglhuber  an Alois und Petra Durchner,  
Schenkung der Grundstücke Nr. 2927/2 und 2927/3 der EZ 297  KG Litzlberg im 
Gesamtausmaß von 979 m²   

 
b) Die Gesunde Gemeinde Seewalchen hat sich von 2010 bis 2012 am Programm 

„Qualitätszertifikat des Landes OÖ für Gesunde Gemeinden beteiligt. Als Pilotgemeinde im Bezirk 
Vöcklabruck wurde dieses Projekt von der Gesunden Gemeinde Seewalchen in den Jahren 2007 
bis 2009 maßgeblich mitgestaltet und somit zur Weiterentwicklung beigetragen. Im Jahr 2010 
wurden 70 Aktivitäten gesetzt, 2011 – 63 Aktivitäten (wobei das Projekt „Herzal bleib g`sund mit 
36 Aktivitäten von Seiten des Landes nur als EINE Aktivität gerechnet wurde, somit wären dies im 
Jahr 2011: 99 Aktivitäten) und 2012 wurden 69 Angebote umgesetzt. 
Weiters hat sich die GGS gemeinsam mit den Gesunden Gemeinden Schörfling, Weyregg und 
Aurach am geförderten Projekt „Arbeit und Gesundheit“ maßgeblich und federführend beteiligt. Im 
Jahr 2012 durfte sich die GGS über den 2. Platz beim Gesundheitsförderungspreis 2012 mit dem 
Projekt „Herzal bleib g`sund“ freuen. 

 
c) Der Gläubigerschutzverband teilte am 20.11.2012 mit, dass über die Weidinger Energiesysteme 

GmbH in Seewalchen ein Sanierungsverfahren eingeleitet wurde. Als Insolvenzursachen wurden 
mitgeteilt, dass sich der Umsatz im Geschäftsfeld „Passivhaus- und Niedrigstenergietechnik“ nicht 
erwartungsgemäß entwickelte und Änderungen am Fördermarkt und Forderungsausfälle 
eingetreten waren. Bei Aktiva von rd. € 216.000.- und Passiva von rd. € 669.000.- ergibt sich eine 
Überschuldung in Höhe von rd. € 453.000.-. 90 Gläubiger sind betroffen. Eine 20% ige Quote ist 
angeboten.  

 
d) Das Klimabündnis O.Ö. prüft im Rahmen der Aktion „Betriebe im Klimabündnis O.Ö.“ kostenlos 

drei „Verwaltungseinheiten“ der Gemeinde (Rathaus, Musikschule, Kindergarten Seewalchen) im 
Hinblick auf Energieverbrauch. Die Klimabündnisgruppe Seewalchen hat sich zuletzt mit einer 
Initiative zur Errichtung einer Photovoltaikanlage, ggf. mit Bürgerbeteiligungsmodell beschäftigt.  

 
e) Vorbereitende Tagsatzung im Gerichtsverfahren Gemeinde – Häupl/Söser (Verlassenschaft 

Pixner; Feststellung des Gemeingebrauchs des Weges zwischen Seifertstraße und Roitham). 
Richterliche Initiative für einen Vergleich. Verweis auf das bereits im Vorfeld abgegebene 
Angebot, den Weg ins Öff. Gut zu übernehmen. Häupl lehnt die angebotenen € 5.-/m2 als zu 
gering ab. Bis 5.12. soll von Häupl bzw. RA Schiller eine Stellungnahme abgegeben werden, ob 
und zu welchen Konditionen eine Verkaufs- bzw. Abtretungsbereitschaft besteht. Dem Gericht ist 
bis 20.12. mitzuteilen, ob ein Vergleich zielführend erscheint.  

 
f) AL Schmidt teilt in seiner Funktion als GF der Gemeinde-KG mit, dass die 2. Bauetappe der 

Hauptschulsanierung für das Jahr 2013 mit einem Investitionsvolumen von rd. 1,07 Mill. erstellt 
wurde. Die 3. Bauetappe für 2014 wird im Herbst 2013 festgelegt. Aus heutiger Sicht ist es 
wahrscheinlich, dass für 2015 noch eine 4. Bauetappe (z.B. für Außenanlagen, Umbau ehem. 
Schulwartwohnung) folgen wird, weil aufgrund der Erfahrungen der 1. Bauetappe und der nur 
begrenzt vorhandenen Arbeitszeit in den Ferien pro Jahr max. rd. 1.1 Mill. verbaut werden 
können.  

 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 13.12.2012                                                                                   Seite 4 von 32 
 
 
g) Im Gerichtsverfahren Ramp – Gemeinde betr. Zufahrt Neulinger, welches vom BG Vöcklabruck 

zugunsten der Gemeinde entschieden wurde, hat die Fam. Ramp keine Berufung gegen das 
Urteil eingelegt und die urteilsmäßig vorgeschriebenen Gerichts- und Anwaltskosten bereits 
überwiesen. 

h) Betr. Gratulationsbesuche bei den Altersjubilaren wurde vom Gemeindevorstand beschlossen, die 
Besuche in Hinkunft bei 80, 85, 90, 95 und 100 Jahren durchzuführen. 
 

i) Die Vergabe der Baumanagementleistungen für die Kanalhausanschlüsse und geringfügigen 
Straßenbauarbeiten in den Jahren 2013 bis 2015 erfolgte an den Bestbieter DI.Köttl aus 
Vöcklabruck. Für die die zugehörigen Bauarbeiten wurde vereinbart, einen Rahmenvertrag für die 
Jahre 2013 – 2015 mittels einem nicht offenen Verfahren ohne vorherige Bekanntmachung 
auszuschreiben 
 

j) Der Auftrag für die Neueindeckung der Haidacher Kapelle in Rosenau mit kleinteiligem Eternit und 
Anbringung von Kupferdachrinnen wurde an die Firma Aigner & Anschober in Lenzing vergeben. 
 

k) Dem Restaurant Litzlberger Keller wurde lt. den bestehenden Förderrichtlinien eine 
Lehrlingsförderung gewährt. 
 

l) Der Bauhofvorarbeiter Andreas Laminger wurde wegen gesundheitsbedingter Dienstunfähigkeit 
mit 31.12.2012 in den Ruhestand versetzt. Die Reinigungskraft Gertrude Verwanger wurde mit 
30.11.2012 pensioniert. Ihre Stelle in der Musikschule wurde durch Christina Holzinger besetzt. 
Deren Teilzeitstelle in der Hauptschule wurde ausgeschrieben. Dem Ansuchen von Sonja 
Schlipfinger um Verlängerung des Karenzurlaubes um ½ Jahr bis 18.7.2013 wurde stattgegeben 
 

m) Am 3. Dezember langte bei der Bauleitung im Büro HIPI die Schlussrechnung der Fa. Felbermayr 
für das Kanalbauprojekt Haining BA 10 ein. Die ungeprüfte Nettosumme liegt bei rd. 2,4 Mill. 
Euro. Darin sind allerdings Mehrkosten in Höhe von rd. 1,06 Mill. Euro angeführt, die durch 
keinerlei Unterlagen belegt sind. Somit hätte sich die Mehrkostenforderung der Firma Felbermayr 
gegenüber den ersten Mitteilungen nochmals um rd. 300.000.- Euro erhöht !!! Die 
Schlussrechnungssumme ohne MK-Forderung beträgt rd. 1,34 Mill. Euro inkl. einer Preisgleitung 
(Lohn- und Preiserhöhungen) von rd. 63.000.- Euro. Die ungeprüfte SchlR-Summe ohne MKF 
und PrGl beträgt somit rd. 1,277 Mill. Euro. Die ursprüngliche Angebotssumme betr. rd. 1,25 Mill. 
Euro. Lt. Büro HIPI soll die Schlussrechnungsprüfung Mitte Februar 2013 abgeschlossen sein. 

 
n) Der frühere Bürgermeister der Marktgemeinde St. Georgen im Attergau, Josef Pichler, verstarb 

nach schwerer Erkrankung am 5. Dezember 2012 im 61.Lebensjahr. Josef Pichler war u.a. 
Gründungs- und Vorstandsmitglied der REGATTA und viele Jahre hindurch REGATTA-
Obmannstellvertreter. Das Begräbnis fand am 11. Dezember in St. Georgen statt. 

 
o) Die Bildungsabteilung des Landes O.Ö. (Ressort LR Hummer) teilt mit, dass für die 

Schülerbeaufsichtigung für das 2. Semester 2012 ein Landesbeitrag in Höhe von € 1.529.- 
gewährt wird. Für die Schulbücherei der Hauptschule wurde ein Landesbeitrag in Höhe von € 
600.- bewilligt. Weiters wurde gem. Finanzierungsplan aus dem Ressort LR Hummer ein 
Landeszuschuss von 11.700.- Euro zur Ausfinanzierung des Erweiterungsbaues beim 
Kindergarten Rosenau und ein Landeszuschuss von 3.300.- Euro für die neue dritte 
Krabbelstubengruppe genehmigt. 
 

p) Dank der Evang.Pfarrgemeinde A.B., Lenzing-Kammer für die Unterstützung bei der Aufbringung 
der Mittel für die Abfertigungen des Kindergartenpersonals 
 

q) Bericht gem. Punkt 2. der Übertragungsverordnung vom 12.11.2009: Unterstützung in Höhe von   
€ 75,00 aus den Mitteln des Sozialfonds für Anna, Emely und Pia  Köhl für den 
Sommerkindergarten. 
 

r) Der Verwaltungsgerichtshof hat die Beschwerde von Frau Melanie König gegen den bescheid 
des Amtes der Oö.Landesregierung vom 15.1.2010 betreffend einen Bauauftrag 
(Beseitigungsauftrag lt. Bescheid des Bürgermeisters vom 20.11.2007) abgewiesen.  
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Fragestunde 
Keine Anfragen, 2 Zuhörer 
 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 1 
 
Der Vorsitzende stellt gemäß § 46 Abs. 3 der o.ö.Gemeindeordnung 1990 den Dringlichkeitsantrag, 
folgenden Punkt auf die Tagesordnung der heute stattfindenden Gemeinderatssitzung zu nehmen. 
 
Rechtssache Verfahren 36 Cg 20/12 m des LG Wels 
 Nebenintervention Bernhard Schobesberger / Immobilien  Leitner Bau Art GbmH 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Dringlichkeitsantrag durch Handheben abstimmen und 
stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
1.  Budget 

Festsetzung der Hebesätze für Steuern- u. Abgaben im Jahr 2013 
 
Bgm. Reiter: 
Die Steuerhebesätze einer Gemeinde sind jährlich so zeitgerecht festzusetzen, dass sie mit Beginn 
des neuen Finanzjahres in Kraft treten können. Die Grundsteuern und die Hundeabgabe bleiben 
gegenüber dem Jahr 2012 gleich. Die Kanalgebühren sind lt. Vorgaben des Landes 
(Voranschlagserlass 2013) um 2,14% zu erhöhen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die Hebesätze der Gemeindesteuern- und Abgaben für das Finanzjahr 2013 wie folgt 
festzusetzen: 

 
Grundsteuer f. land- u.forst- wirtschaftliche Betriebe (A) mit ... 500 v.H.des Steuerm.Betrages, 
Grundsteuer f. Grundstücke (B) mit......................................... 500 v.H.des Steuerm.Betrages, 
Hundeabgabe mit ........................................................................... €    35, -  pro Hund, 
                                                                                                         €   20,-   für Wachhunde 
Die Kanalgebühren werden wie folgt festgesetzt: 
Ab 1. Jänner 2013: 
Anschlussgebühr  gem. § 2 Abs. 1: € 20,36 p/m², mindestens € 3.054,- 
Anschlussgebühr  gem. § 2Abs. 2: 
Für die ersten 150 m² der Bemessungsgrundlage: € 20,36 p/m² mindestens €  3.054,- 
ab 151 m² bis 250 m² der Bemessungsgrundlage:  € 15,22 p/m²    
ab 251 m² bis 500 m² der Bemessungsgrundlage: € 11,07 p/m²    
ab 501 m² bis 750 m² der Bemessungsgrundlage:  €   7,39 p/m²  
ab 751 m² der Bemessungsgrundlage:               €   4,60 p/m² 
 
Ab 1. Juli 2013: 
Kanalbenützungsgebühr gem. § 5 Abs. 2  € 103,15 (Grundgebühr) 
Kanalbenützungsgebühr gem. § 5 Abs. 3  €     3,68 p/m³ (verbrauchsabh. Gebühr) 
Kanalbenützungsgebühr gem. § 5 Abs. 6  €    20,49 Niederschlagswässer/500m² 
Kanalbenützungsgebühr gem. § 6 Abs. 2  €      0,13 (Bereitstellungsgebühr) 
 
Zu den Kanalgebührensätzen wird die gesetzliche Umsatzsteuer hinzugerechnet. 
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EG. Hoyer informiert darüber, dass der Großteil der Kanalbenützungsgebühr in der Höhe von             
€ 3,68/m³ aus den Kanalbauvorhaben der Gemeinde resultiere, da die Abwasserreinigung in der 
Anlage des Verbandes in Lenzing nur ungefähr € 0,20/m³ koste. Man sollte in Zukunft danach 
trachten, diese Gebühr auf keinen Fall höher anzuheben, als die vom Land vorgeschriebene 
Mindestgebühr, welche für die Förderung notwendig sei. Man sehe aber, dass der Kanalbau schon 
langsam zum Hauptfinanzierer der gesamten Gemeinde werde. Man müsse sich für die Zukunft in 
diesem Bereich etwas einfallen lassen, um die Gelder wieder dem Kanalbau zurück zuführen, da 
noch Sanierungszeiten kommen werden, welche viel Geld in Anspruch nehmen werden. 
 
Der Bürgermeister bedankt sich für die Wortmeldung und möchte noch anmerken, dass die 
Erhöhungen von 2,14 % im Sachverhalt nach den Vorgaben des Landes festgelegt und nicht erhöht 
worden sei. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
2.  Voranschlag  

für das Finanzjahr 2013 
 

Bgm.Reiter: 
Der Voranschlagsentwurf für das Finanzjahr 2013 ist gemäß § 76 Abs. 2 der O.ö. Gemeindeordnung 
1990 zwei Wochen zur öffentlichen Einsichtnahme im Marktgemeindeamt aufgelegen. Gegen diesen 
Entwurf sind keine Erinnerungen eingebracht worden. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
 den Voranschlag für das Finanzjahr 2013 wie folgt zu genehmigen : 
  
 Ordentlicher Haushalt:          Ausgaben :    €  8,332.800,-   
              Einnahmen:   €  8,332.800,-   
 Außerordentlicher Haushalt:    Ausgaben :    €  2,259.600,-  
                Einnahmen:   €  2,247.600,- 
    
Der Höchstbetrag der Kassenkredite, die im Finanzjahr 2013 zur Aufrechterhaltung der 
Zahlungsfähigkeit der Gemeindekasse in Anspruch genommen werden dürfen, wird mit € 1,388.800,- 
festgesetzt. In diesem Höchstbetrag sind keine Kassenkredite enthalten, die auf Grund früherer 
Ermächtigungen aufgenommen und noch nicht zurückgezahlt sind. Der Gesamtbetrag der Darlehen, 
die zur Bestreitung von Ausgaben des außerordentlichen Voranschlages bestimmt sind, wird mit             
€ 380.000,- festgesetzt.  
 
Der Bürgermeister stellt die Zusatzanträge,  
 
1)  den Dienstpostenplan lt. Beilage zum Budgetentwurf 2013 festzusetzen 
 
2) die Förderungen und Zuschüsse, welche die Marktgemeinde Seewalchen am Attersee im Jahr   
 2013 an diverse Vereine und Institutionen gewährt, lt. vorliegender Aufstellung mit einer 
 Gesamthöhe von  € 467.900,-  festzusetzen 
 
3) die Schulbudgets für das Jahr 2013 in folgender Höhe festzusetzen: 
  Volkschule Seewalchen           € 16.000,--  
  Hauptschule Seewalchen        € 17.000,--  
  Polytechnische Schule Seewalchen    €    8.000,--  
  Musikschule             €    2.000,- 
 
4) die Richtlinien für die Budgetabwicklung in den angeführten Schulen zu beschließen 
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Der Bürgermeister merkt an, dass die Budgeterstellung 2013 dieses Mal, im Vergleich zu den 
Vorjahren, nicht von Anfang an durch äußerste Sparsamkeit gekennzeichnet gewesen sei. Vor allen 
Dingen habe sich dieses Jahr nach den sogenannten ersten Lesungen, also zu jenem Zeitpunkt, 
nachdem in der Finanzabteilung einmal alle Notwendigkeiten und Wünsche eingearbeitet worden 
seien, kein Minus ergeben und man musste nicht wie bisher mit Streichungen und Kürzungen 
arbeiten, um überhaupt einen Voranschlag vorlegen zu können. Die Gründe dafür dürften allgemein 
bekannt sein. Im Voranschlagserlass des Landes sei zusätzlich die Möglichkeit gegeben 
Bundesertragsanteile, also Steuermittel des Bundes, im kommenden Jahr zu lukrieren. Zugleich 
wurde, aufgrund einer gewissen Vorsichtsmaßnahme, nicht das volle Ausmaß der zu erwartenden 
Mehreinnahmen budgetiert, sondern statt den angenommenen 3,8 % nur 3 %. 
Weiters seien die Kommunalsteuereinnahmen auch im heurigen Jahr angestiegen und es gebe einen 
ähnlich positiver Trend für das nächste Jahr, selbst unter Einreichung der bekannten 
Betriebsschließungen und Insolvenzen. Daher könne man aufgrund der nach wie vor sparsamen 
Ansätze der Budgets in den einzelnen Abteilungen und auch aufgrund der guten Einnahmensituation 
für das nächste Jahr nicht nur ausgeglichen budgetieren, sondern könne doch auch einige 
hunderttausend Euro dem außerordentlichen Haushalt zuführen. 
Im Arbeitskreis Finanzen sei der Budgetentwurf ausführlich diskutiert und kontrolliert worden und es 
liege daher ein gutes Beratungsergebnis und der vorliegende Budgetentwurf zur Diskussion und zur 
Abstimmung vor. 
 
EG. Hoyer betont, dass ein Betrag bei diesem Voranschlag wieder ganz besonders ins Auge steche 
und zwar sei dies die Sozialhilfeverbandumlage, welche bereits rund 1,2 Millionen ausmache. Es 
wäre wesentlich, wenn man hier auf politischer Ebene mehr Einfluss betreffend der Ausgaben für 
diese Position bekomme und für zukünftige Budgets eine Detailaufschlüsselung beigelegt werde, 
damit man sich hier besser einlesen könne. 
 
GV. Gaisbichler teilt mit, dass die Budgetsitzung, wie bereits der Bürgmeister angemerkt habe, eher 
entspannt gewesen sei, da es nicht um Streichungen und Kürzungen gegangen sei und man die in 
den letzten Jahren eingeführten sozialen Errungenschaften weiter erhalten, sogar noch ausweiten 
konnte, wie zum Beispiel die dritte Krabbelstubengruppe und weitere positive Aspekte, wie zum 
Beispiel die Bibliothek. 
Das Budget sei in Ordnung. Die Zeiten entspannen sich zwar, wenn man sich die Ertragsanteile 
ansehe, aber so richtig rund laufen würde es noch nicht. Man müsse nur an die großen Brocken 
denke, die in Zukunft noch zu bewätigen seien, wie zum Beispiel die Hauptschulsanierung bzw. der 
Volksschulneubau und die thermische Sanierung der Musikschule, vom Kultursaal spreche man 
schon gar nicht mehr. Wenn man in den Finanzierungsschritten vorangehen, wie man es bei der 
Hauptschule mache - und mehr Gelder werde man nicht zur Verfügung haben, da ein gewisser Anteil 
von der Gemeinde aufgebracht werden müsse – dann werden diese Dinge die Gemeinde die 
nächsten 10-15 Jahr begleiten. Wenn man nicht irgendwie eine Lastenverteilung habe, dann werde 
der Spielraum ein relativ kleiner sein. Auf der einen Seite freue es GV. Gaisbichler, dass man den 
Bürgern alles weiterhin so anbieten könne wie in den letzten Jahren, auf der anderen Seite werde es 
eine große Herausforderung darstellen diese erwähnten Brocken zu stemmen. 
 
GR. Kaniak möchte zu diesem Tagesordnungspunkt hinzufügen, dass, wie man von den bisherigen 
Rednern gehört habe, vor allem von Seite der ÖVP, ein ausgeglichener Haushalt schon eine 
Einrichtung mit Seltenheitswert sei, besonders in Krisenzeiten. Man schaue nun auf zwei relativ 
positiv entwickelte Jahre zurück. Ein ausgeglichener Haushalt sei ein Markenzeichen dafür, dass man 
seine Pflichten und Aufgaben erfüllt habe. 
Für die beiden angesprochenen großen Brocken, Sozialhilfeverbandumlage und 
Krankenanstaltenbeitrag, habe man Vertreter in den Gremien. Er habe von diesen Gremien aber 
noch nie einen Bericht darüber gehört, was mit diesem Geld passiere. Es würde schon interessant 
sein, wenn die Vertreter – hauptsächlich Bürgermeister – nicht nur dort hingehen, die Hand heben, 
zustimmen und dann in den Gemeinden jammern würden, was alles gezahlt werden müsse. Dieser 
Vorgang sei eher als Ritual zu sehen und nicht eine Analyse, was eigentlich passiere. 
Die Ein- und Ausgaben auszugleichen, sei für jeden Menschen das Normalste. Man habe große 
Beispiele wo immer von Sparen und ausgeglichenen Haushalten gesprochen werde, man aber ganz 
vergesse, dass Leute wie Herr Schäuble oder Frau Mag. Dr. Fekter das, was sie immer so sagen, auf 
der nächsten Seite konterkarieren. Das heiße, dass sie wieder Schulden machen und der 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 13.12.2012                                                                                   Seite 8 von 32 
 
 
Bevölkerung vorfaseln, dass dies nun ein Sparprogramm sei. Gespart werde bei der Bevölkerung, 
aber nicht im Budget, weil die ausgabenseitige Zügellosigkeit und die Begehrlichkeit nicht einmal der 
Bevölkerung, sondern ganz anderen zu Gute komme. 
Ihm fehle immer das Kosten-Nutzen Verhältnis und die Wertschöpfung, welche sich aus Investitionen 
der Gemeinde, aber auch des Landes und des Bundes ergebe. Er möchte jetzt nicht advocatus 
diaboli sein, aber wenn man ehrlich sei und gewisse Dinge auf den Prüfstand lege, wie es in 
Krisenzeiten gewesen sei, als man Einsparungen vornehmen musste, sei hier eine Evaluierung 
vorgenommen worden und nicht diese Automatik, welche sich automatisch fortsetze. Die Automatik 
sehe also so aus, dass man sich damit abfinde, dass man zB. im Strandbad regelmäßig 50.000 
Besucher habe und glücklich sei, wenn es nicht mehr werden. Die Mietzinsen, welche man den 
Bundesforsten bezahle, seien eine Größe, die man toleriere, wie wenn sie Gott gegeben seien, 
obwohl dies Geschäftspartner seien. Es würde ihn interessieren, was die Bundesforste machen 
würden, wenn man nicht zahle. 
Er möchte nur erklären, was eine Automatik sei und aufzeigen, dass man sich als Schafe immer 
wunderbar scheren liesen und man dann froh sei müsse, wenn man irgendetwas ausgeglichen 
bekommen würde. Es sei kein Vorwurf an jemanden, er möchte nur aufzeigen, was hier eigentlich an 
Automatik passiere und vorgeschrieben werde. Für die Beamten sei es logisch, da es eine 
Vereinfachung der gesamten Budgeterstellung sei. Man sage Subventionen kritiklos zu. Dies seien 
alles Geldausgaben über politischen Entscheidungen als Notwendigkeit. Dies sei akzeptabel, wenn 
dies die Mehrheit wirklich so wolle. Es stelle sich nur die Frage, ob man hier eine Kosten-Nutzen 
Rechnung bzw. eine Wertschöpfung habe. 
Beim Rathaus habe man schon vor Jahren gesagt, dass wenn man sich auf die Post fixiere, einmal in 
der Situation stehen würde, keine Post mehr zu haben. Dies heiße nun, dass man sich als Vermieter 
enorm ins Zeug gelegt habe und der Post eine wunderbare Stätte geschaffen habe, die anschließend 
nicht mehr verwertbar sei. Nun habe man eine Bücherei darin, welche eine enorme Wertschöpfung 
und zwar in Höhe von € 72.000,- darstelle. Dies sei für ihn Luxus bzw. ein Wissensbedürfnis bei der 
heutigen Medienlandschaft. 
Weiters möchte er die Wartehäuschen ansprechen. Oftmals gebe es Wartehäuschen, wie dieses Mal, 
in der Höhe von € 21.000,- , wobei GR. Kaniak hier schon den Beitrag des Landes abezogen habe. 
Solche Kleinigkeiten summieren sich aber zusammen. 
Interessant seien auch solche Positionen, wie Schiff und Promenade in der Höhe von € 150.000,-. Es 
stelle sich dann doch die Frage, was dies der Gemeinde Seewalchen bringe. Zurzeit könne ein 
kleines Klimtschiff dort anlegen, welches aber nicht ausgelastet sei. Wenn es augelastet sei, ließe er 
es sich ja noch einreden. Man habe hierfür eine Studie gemacht und jeder vernünftige Mensch, der 
sich diese durchlese, werde sich hier die Frage stellen, was die Gemeinde Seewalchen davon habe. 
Vielleicht € 150.000,- Subventionen und Regatta-Förderungen, wobei dies auch hinterfragt werden 
müsse, da die Regatta oftmals Dinge fördere, wo er sich auch frage wie zum Beispiel ein Klettersteig, 
ein Wasserfall oder ein Bienenhof in Abtsdorf, ganz im Gegensatz zu tollen Projekten wie zum 
Beispiel das Klimt-Zentrum mit 15.000 zahlenden Gästen. Er möchte nichts gegen die Projekte 
sagen, aber die Kosten-Nutzen Rechnung klaffe derart auseinander. 
Man habe im Laufe der letzen 10-15 Jahre unheimliche Chancen verpasst. Man müsse sich nur das 
Autobanareal bzw. die Krankenhausgeschichte ansehen. Bezüglich Autobahnareal sei noch immer 
nichts passiert. Betreffend Schule habe man plötzlich bemerkt, dass der so bedeutende Zeitfaktor gar 
nicht eingehalten werden könne, welcher ein Hauptargument gewesen sei, um den Standort zu 
behalten. Er möchte niemanden kritisieren, aber die Folgen werden zwar zu einem ausgeglichenen 
Haushalt führen, aber auch zu einer Stagnation in Seewalchen. Betreffend die Rücklagen für große 
Projekte sage ein Satz des Ökonomen Schumpeter alles aus: „Ein Hund lege sich eher einen 
Wurstvorrat an, als dass eine demokratisch gewählte Gemeinde oder Staatsvertretung 
Budgetreserven in ihrem Budget anlegen würde.“ 
Die FPÖ werde diesem Tagesordnungspunkt zustimmen, da man sonst nichts anderes machen 
könne. Die Arbeit sei ganz gut gemacht worden, aber ihm fehle diese Perspektive, wenn er den 
außerordentlichen Haushalt betrachte, also die Symbolik was man eigentlich investieren möchte: 
2011 – € 2,7 Millionen, 2013 – € 506.000 weniger und bei der mittelfristigen Finanzplanung – nur € 
900.000,-. Dies sei fast eine maginale Größe für eine Gemeinde dieser Größenordnung. 
Man müsse die Einnahmen erhöhen, Arbeitsplätze schaffen und Gewerbegebiete planen. Dort seien 
Möglichkeiten. Man sei immer durch den Rost gefallen, da die Bezirkshauptstadt der Gemeinde 
Seewalchen das Wasser abgegraben habe. Man sei eine Schlaf- und Wohngemeinde, die dem 
Zentralraum als Geldbringer zur Verfügung stehe. Man müsse selbst aktiv werden um die Einnahmen 
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zu erhöhen. Er möchte keinem etwas vorwerfen, aber dies seien die Perspektiven, welche man ins 
Auge fassen müsse und zwar nicht nur rhetorisch, sondern tatkräftig. 
 
GV. Berger merkt an, dass der Gemeinderat offensichtlich eines der wenigen Gremien sei die 
demokratisch bestimmt und mindestens genau so gescheit seien, wie der Hund des 
Wirschaftsökonomen von GR. Kaniak, da man in Zeiten, wo es der Gemeinde ein bisschen besser 
gegangen sei, Rücklagen geschaffen habe. Mit diesen Rücklagen habe man nun zum Teil den 
finanziellen Spielraum gewisse Dinge zu verwirklichen. Es seien zwar nicht diese Dinge, welche die 
Gemeinde perspektivisch dort hinbringen solle, wo man gemeinsam hin wolle, aber Projekte zu 
verwirklichen ohne zusätzliche Kredite aufnehmen zu müssen, sei schon einmal ein wesentlicher 
Punkt, den man erreicht habe. 
Betreffend Kosten-Nutzen Rechnung bei sozialen Einrichtungen (zB. Bibliothek) möchte er anmerken, 
dass diese Rechnung insofern aufgehe, da man als Gemeinde einen sehr guten Ruf habe, leider 
Gottes bis jetzt nur als Wohngemeinde. Durch diesen extremen Zuzug stehe der Gemeinde natürlich 
aber auch ein entsprechender Anteil an Bundesertragsanteilen zu, welcher der Gemeinde auch 
weiterhelfe. 
GV. Berger betont, er sei immer ein Verfechter der Autonomität der Gemeinde gewesen. Dies 
Autonomität bringe man aber nur zusammen, wenn es der Gemeinde gelinge Kommunalsteuer zu 
erhalten. Es habe Zeiten gegeben, wo die Kommunalsteuer weniger als die Grundsteuer B gewesen 
sei. Hier habe man sich schon ein bisschen weiter entwickelt, noch nicht dorthin, wo man gemeinsam 
sein möchte, aber man sei auf dem richtigen Weg. 
Die Frage wofür das Geld für den Sozialhilfeverband ausgegeben werde, welche GR. Kaniak vorher 
angesprochen habe, könne man sehr gut beantworten, vielleicht nicht im Detail, aber man wisse, 
dass damit Pflegeheime, Altenheime usw. finanziert werden, welche für die Gesellschaft wichtig und 
notwendig seien. Ob es vernünftig sei, dass die Gemeinden diese Beiträge vorgeschrieben 
bekommen und die Gemeinden dann diese wiederum über die Bundesertragsanteile zurück erhalten 
– also eine grundsätzliche Änderung des Budgets – darüber könne man diskutieren. 
Dass man bei den Bundesforsten für die eigene Promenade Miete zahle, stoße allen gleich auf. 
Dieses Gremium sei aber einfach zu klein dafür. Man könne nur die Vertreter, die man in den 
Gremien am Land bzw. Bund habe endlich dazu bringen, dass man sich das Geld nicht gegenseitig 
zuschieben und wegnehmen müsse und somit die Autonomie von kleinen Einheiten, wie der 
Gemeinderat, zerstört werde. Er glaube, dass das Budget in Summe leider nicht sehr viel 
Perspektiven biete. Es biete der Gemeinde aber die Perspektive, es wahrscheinlich zu schaffen, auch 
in den nächsten Jahren keine Abgangsgemeinde zu werden, damit man nicht wegen jeden € 5.000,- 
nach Linz pilgern müsse und sich vorschreiben lassen müsse, wohin man sich entwickeln dürfe. Man 
sollte gemeinsam an einem Strick ziehen, damit der eine oder andere Betrieb gelinge und man damit 
ein bisschen eine Autonomie erlange. Wenn man diesen Weg beschreite, sei dies ein guter Weg. Die 
SPÖ würde sich auch gerne mehr Spielraum wünschen, dies sei aber leider Gottes nicht vorhanden 
und man müsse damit zufrieden sein, was man zusammen bringe. Teilweise ohne die Perspektiven, 
die man sich wünsche, aber trotzdem glaube er, dass es in der heutigen Zeit, im Vergleich zu sehr 
vielen anderen Gemeinden, ein Budget sei, mit welchem man wenigstens ruhig schlafen könne, 
zumindest das kommende Jahr noch. 
 
Der Bürgermeister möchte noch anmerken, dass sich die Wortmeldungen von GR. Kaniak bei den 
entsprechenden Budget- bzw. Rechnungsabschlussdebatten wiederholen, aber letztendlich habe GR. 
Kaniak auch dieses Mal wieder ein paar Punkte vorgebracht, zu denen er sich noch äußern möchte. 
Die Ausgaben im Sozial- und Gesundheitsbereich seien natürlich die größten Brocken, die man als 
Pflichtausgaben zu tätigen habe. Speziell der Krankenanstaltenbeitrag sei jener Teil der 
Pflichtausgaben, welcher am unverständlichsten sei. Für den Krankenanstaltenbeitrag gebe es kein 
einziges Gremium, indem irgendein politischer Vertreter der Gemeinde vertreten sei. Er habe schon 
mehrmals beim Gemeindebund deponiert, dass der Krankenstaltenbeitrag im Rahmen der 
kommenden Finanzausgleichsverhandlungen eine Position sei, wo man die Gemeinden deutlich 
entlasten könnte. 
Im Sozialhilfeverband seien der Bürgermeister und einzelne Gemeinderäte stimmberechtigt vertreten, 
aber der Handlungsspielraum sei auch dort eingeengt, da die gesellschaftliche Entwicklung 
bestimme, was notwendig sei, natürlich aufgrund gesetzlicher Vorgaben, welche in der Regel von 
Bund und Land beschlossen werden. Letztendlich entscheide man aber doch mit, wo Altenheime 
gebaut werden und was im Wesentlichen mit den Mitteln, welche auch von den Gemeinden kommen, 
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geschehe. Es gebe natürlich auch einen Sozialhilfeverbandsbudgetbeschluss und auch einen 
Entwurf. Dieser werde am kommenden Montag beschlossen, nachdem er zwei Gremien - den 
Finanzausschuss und den SHV Vorstand - durchlaufen habe. Die Zahlen, die auf die jeweiligen 
Gemeinden zufallen, könne man dann schon entsprechend budgetieren, außer es werde im Vorfeld 
schon irgendeine große Diskussion erwartet und vielleicht ein Beschluss nicht als sicher angesehen. 
Es gebe aber eine grobe Übersicht, wo dargestellt werde, was mit dem Geld geschehe. Diese werde 
man das nächste Mal dem Gemeindebudget beilegen. 
Betreffend das Wartehaus in Ainwalchen möchte er noch erklären, dass es sich hier nicht nur um 
Wartehaus handle, sondern die gesamte Bushaltestelle umgebaut werde. Es gehe hier um sehr 
großzügige bauliche Maßnahmen im Straßenbereich und daher komme hier nicht der übliche Ansatz 
für ein Wartehaus in der Höhe von € 5.000,- zu tragen, sondern ein entsprechend höherer Beitrag. 
Man könnte jetzt noch den einen oder anderen Punkt im Detail aufgreifen, wesentlich sei aber - und 
dies sehe er schon als einen sehr positiven Aspekt des Budgets – dass man es wieder geschafft 
habe ausgeglichen zu budgetieren und trotzdem rund € 500.000,- frei zur Verfügung habe und dem 
außerordentlichen Haushalt zuführen könne. Man habe schon Jahre gehabt, wo man dem ao.HH nur 
€ 150.000,- - und dies seien zweckgebundene Einnahmen gewesen – zuführen konnte. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
3.  Mittelfristiger Finanzplan  

für die Jahre 2013 – 2016 
 

Bgm.Reiter: 
Der MFP ist zugleich mit dem Voranschlagsentwurf 2013 dem Gemeinderat zur allfälligen Anpassung 
an geänderte Verhältnisse und zur Fortführung für ein weiteres Finanzjahr (bis 2016) vorzulegen. Der 
vom Gemeinderat beschlossene MFP ist der Aufsichtsbehörde gemeinsam mit dem Voranschlag für 
das Finanzjahr 2013 vorzulegen.  
Auf Grund der Tatsache, dass das BMF im Hinblick auf die derzeit schwer einzuschätzende 
Wirtschaftsentwicklung für die Folgejahre 2014 – 2016 keine Werte zur Verfügung gestellt hat, hat 
sich das Gemeinderessort des Landes entschlossen, für den mittelfristigen Zeitraum bis 2016 jeweils 
nur jährliche Steigerungsraten von 1,00 % (gegenüber dem Vorjahr) anzusetzen.  

Im Gegenzug dazu sind bei den Ausgaben für Soziales in den kommenden Jahren (2014 – 2016) 
Steigerungsraten von über 3% zu erwarten. Auch bei den Krankenanstalten-Beiträgen sind für die 
Jahre 2014 bis 2016 wieder  Steigerungsraten mit über 4% zu erwarten (siehe nachstehende 
Tabelle). 
 
Beträge in Euro 2012 2013 2014 2015 2016 

Ertragsanteile 1.349.450.000 + 3,00 % + 1,00 % + 1,00 % + 1,00 % 

Landesumlage  93.190.000 + 3,00 % + 1,00 % + 1,00 % + 1,00 % 

Sozialhilfe-Umlagen * 115.484.000       + 5,35 %   + 3,36 % + 3,11 % +3,13 % 

Krankenanstalten- 
Beiträge ** 
Veränderung zum 
Vorjahr 

286.700.300 

 

-0,4% 

 

282.683.400 

 

-1,4% 

293.202.800 

 

+3,7% 

 

306.314.400 

 

+4,5% 

319.426.200 

 

+4,3% 
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Die im Planungszeitraum enthaltenen Projekte sind dem mittelfristigen Investitionsplan für die Jahre 
2013 bis 2016 zu entnehmen. Das darin vorgesehene Investitionsvolumen der Marktgemeinde 
Seewalchen am Attersee beträgt insgesamt € 5,253.000,- und ist auf die folgenden Jahre aufgeteilt: 
 
2013  2,253.000,-      2014  1,600.000,- 
2015     900.000,-      2016     500.000,- 
 
Der geschätzte Eigenmittelbedarf für diese künftigen Investitionen beträgt inklusive 
Rücklagenentnahmen insgesamt € 1,812.700,-  (RL € 805.500,- Anteilsbetr. ord. HH. € 1,007.200,-). 
Die erforderlichen Darlehen, welche ausschließlich für Kanalprojekte aufgenommen werden, betragen 
im Planungszeitraum insgesamt  € 980.000,- an Fördergeldern von Bund und Land werden € 
2,217.600,- erwartet. Darüberhinaus werden Kapitaltransfers von EU (Leader), Unternehmen, 
Gemeinden und privaten Haushalten von insgesamt € 249.300,- erwartet. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der Beratungen im Arbeitskreis Gemeindefinanzen den mittelfristigen Finanzplan 
für die Jahre 2013 – 2016 zu beschließen. 

 
GR. Kaniak könne sich nur zu gut erinnern, als der Bürgermeister damals die mittelfristige 
Finanzplanung gefordert habe. Es sei damals ein sehr interessanter, innovativer Ansatz gewesen. 
Wenn der Bürgermeister nun in der Selbstkritik diese Jahre verfolge, seitdem er Bürgermeister sei 
und eine mittelfristige Finanzplanung auf den Tische gelegt habe, sei dies großteils Makulatur 
gewesen, da es sich schon im zweiten Jahr so geändert habe, dass das dritte Jahr gar nicht mehr zu 
lesen war. Dies sei eine Formsache. Es wäre ein guter Ansatz gewesen. 
 
Der Bürgermeister müsse GR. Kaniak recht geben, denn wie er dies damals als junger 
Vizebürgermeister eingefordert habe, sei dies zwar in den Vorgaben der Gemeindeordnung möglich, 
aber nicht verpflichtend vorgesehen gewesen. Der damalige Bürgermeister Limberger habe dies 
damals aufgegriffen und man habe diese mittelfristige Finanzplanung gemacht. Natürlich seien es nur 
Vorschauen auf die kommenden Jahre und je weiter man nach vorne schaue, desto ungenauer 
werde es. Mittlerweile sei die mittelfristige Finanzplanung verpflichtend vorgesehen.  
Man habe auch schon ein Jahr gehabt, wo man sich nicht einigen konnte und man zwar einen 
mittelfristigen Finanzplan vorgelegt habe, dieser aber nicht beschlossen wurde. Somit habe man dann 
ein Jahr lang keinen gehabt und sofort eine Rüge von der BH bekommen. Grundsätzlich sei dies aber 
ein standardisiertes Programm und die Erstellung sei nicht mehr so aufwendig, um hier 
Zahlenmaterial und Daten zu erfassen, sondern gehe fast auf Knopfdruck mit Eingaben von ein paar 
Eckdaten. Natürlich wisse man, dass die Zahlen durch die laufenden Entwicklungen bereits nach 
einem Jahr überholt sein können. Im Wesentlichen gehe es aber darum dem Gesetz genüge zu tun 
und es schade nicht für die einzelnen Projekte, die erst in den kommenden Jahren anstehen, einmal 
kurz zu überlegen, wie man diese überhaupt finanziere möchte.  
Dies mache nach wie vor Sinn, auch wenn man wisse, dass natürlich der detailierte 
Finanzierungsplan für ein Projekt anders aussehe, als das was man im mittelfristigen Finanzplan vor 
ein paar Jahren angenommen habe. Selbst im Nachhinein müsse man Finanzierungspläne ändern, 
da man durch Umschichtungen von Förderungen eine ganz andere Finanzierung von bereits 
abgeschlossenen Projekten habe und man diese nochmals beschließen müsse. 
 
EG. Hoyer sei bei diesem Finanzierungsplan die Schiffsanlegestelle an der Promenade aufgefallen. 
Die multifunktionale Steganlage sei also offensichtlich gestorben und man spreche nur noch über 
eine Schiffsanlegestelle Promenade. Hier müsste noch „Firma Stern und Hafferl“ dazu vermerkt 
werden, denn sonst nütze diese Schiffsanlegestelle niemanden. Was ihm aufgefallen sei, seien die 
Kosten, denn um € 150.000,- baue er zwei solcher Anlagen. Weiters fehle ihm in der ganzen 
Diskussion der Fakt, dass auf die Gemeinde gigantische Folgekosten zukommen werden, nämlich 
Kosten im Ausmaß von € 3.000,- an die österreichischen Bundesforste für die Seegrundbenutzung 
und weiters Kosten von über € 1.000,- als Entschädigung für die Fischer. Wenn man diese Fakten 
den Herren in den entsprechenden Gremien der Parteien näher gebracht hätte, wäre die Abstimmung 
wahrscheinlich anders ausgefallen. Von dem abgesehen wisse man nicht, ob die Behörde dieses 
Projekt überhaupt bewillige, da es nicht so aussehe, als ob positiv begutachtet werde. Es sei vielleicht 
gar nicht schlecht, wenn dieses Projekt ganz entfalle, denn vielleicht könne man dann diesen 
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mittelfristigen Finanzplan umändern in das Gewerbegebiet A1. Hier seien bereits vier Interessenten 
dabei noch vor Weihnachten die Gründe zu fixieren. Vielleicht könnte man hier also noch etwas 
variieren und umschichten. 
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer wisse, dass die Zahlen des mittelfristigen Finanzplanes nicht alle 
halten werden, aber für ihn sei der mittelfristige Finanzplan eine Willensbekundung für das, was man 
in den nächsten Jahren erreichen möchte. Er vermisse besonders das Projekt des 
Volksschulneubaus, da dies in der Öffentlichkeit das Bild mache, als ob die Gemeinde dieses Thema 
nicht mehr interessiere bzw. als ob sie es auf unbestimmte Zeit verschoben habe. Er hätte diesen 
Punkt, zumindest als Willensbekundung, gerne im Finanzplan gesehen. 
 
GR. Kaniak möchte darauf aufmerksam machen, dass im mittelfristigen Finanzplan immer „im 
Vergleich zum Maastricht-Kriterium“ vermerkt sei. Hier könne man sehr zynisch sein, da die 
Gemeinden, zumindest in Oberösterreich, ihre Vorgaben sehr gut einhalten würden. Wenn aber der 
Bundesrechnungshof das Land Wien als Gemeinde hinein gebe, obwohl Wien alleine 50 % der 
Schulden in Österreich mache und dies den anderen Gemeinden verteile, sehe dies komisch aus. 
Abgesehen davon seien die Gemeinden eigentlich vorbildlich in dieser Richtung, selbst wenn 
Vöcklabruck ausscheide, werde dies immer noch eine respektable Organisation sein. Man seie auch 
irgendwo ausgetreten und das gesamte Organisationsgefüge seie nicht zusammen gebrochen. 
Die Gemeinden seien, wie von GV. Berger zuvor erwähnt, auf einem sehr guten Weg im Sparbereich, 
nur diese Privatisierungen (ÖBB, Asfinag, usw.), die hier ausgegliedert werden, um besser Zahlen zu 
schreiben, bringen die Misskredite, daher seien die Maastricht-Kriterien heute schon eine 
vernachlässigbare Größe, weil sich niemand daran halte. Wenn sie eingehalten werden würden, 
schaue es beim Schuldenstand ganz anders aus. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
mehrheitliche (Stimmenthaltung: Weichselbaumer) Annahme fest. 
 
 
 
 
4.  VfI & Co KG 
  Voranschlag für das Finanzjahr 2013  
   
Bgm. Reiter: 
Der ordentliche Haushalt der Gemeinde KG ist mit einer ausgaben- u. einnahmeseitigen 
Gesamtsumme von € 30.400,- ausgeglichen. 
Der außerordentliche KG - Voranschlag für das Jahr 2013 umfasst einnahme- wie ausgabeseitig Euro 
1,069.000,- . Diese sind ausschließlich für die 2. Bauetappe der Hauptschulsanierung vorgesehen. 
Die genauen Zahlen und deren Bedeckung ist dem beigefügten Voranschlagsentwurf zu entnehmen! 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
den Voranschlag für den VFI Seewalchen & Co KG für das Finanzjahr 2013  wie folgt zu 
genehmigen: 
 
 Ordentlicher Haushalt:    Ausgaben:   €       30.400,- 
              Einnahmen:  €       30.400,- 
 
 Außerordentlicher Haushalt: Ausgaben:   €  1,069.000,- 
                Einnahmen:  €  1,069.000,- 
 
 
EG. Hoyer geht davon aus, dass der Gemeinderat bereits die Meinung der FPÖ betreffend die KG 
Ausgliederung kenne. Es seien nun alle am Wissensstand, dass alles was nicht in den Programmen 
der Finanzierung enthalten sei, rückgeführt werden müsse, was wiederum enorme Kosten nach sich 
ziehe. Es wäre Pflicht den Gemeinderat darüber zu informieren, welche Kosten unnötig investiert und 
abgewickelt worden seien. Es falle aber auch im Detail auf, dass offensichtlich das Baumangagement 
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für die Sanierungsmaßnahmen nicht in der Lage sei die möglich umsetzbaren Investitionen in den 
Ferien zu beurteilen, da vorgesehen worden sei ungefähr eine Million umzusetzen, aber tatsächlich 
nur € 500.000,- umgesetz worden seien. Das bedeute, dass die Gesamtsanierung in diesem Zeitraum 
nicht vonstattengehen könne. Er sei schon gespannt über welche Mehrkosten man in diesem 
Gremium wieder zu beraten bzw. zu beschließen habe. 
 
Der Bürgermeister wisse nicht, was EG. Hoyer mit der Rückführung genau meine. Die einzige 
Rückführung ins Gemeindeeigentum, die momentan zur Diskussion stehe, sei die eventuelle 
Rückführung der Volksschule. Man habe im Gemeindevorstand darüber diskutiert und beschlossen, 
die Entscheidung auf das Jahr 2014 zu verschieben. Die Kosten der Rückführung seien spezielle im 
Bereich der Grunderwerbssteuer in der Schwebe gewesen. Es sehe nun aber so aus, dass bis zum 
Stichtag 31.12.2014 eine Rückführung ohne Grunderwerbssteuer möglich sei. Es sei aber im 
Nationalrat diesbezüglich eine Änderung im Umsatzsteuerrecht in Arbeit.  
Faktum sei, nachdem dezidiert feststehe, dass die Volksschule nicht über die KG gebaut werden 
könne, dass es dort spätestens im Jahr 2014 eine Entscheidung geben müsse. Derzeit sehe es so 
aus, als ob man die Volksschule rückführen müsse, außer es gebe bis dorthin für die KG eine 
Gesetzesänderung. Die maßgeblichen Kosten seien speziell die Grundbuchseintragungsgebühr und 
diese falle bis dorthin defakto auch bei einer Rückführung nicht an. 
Es sei zwar richtig, dass bisher Kosten von € 500.000,- bezahlt wurden, aber die Rechnungen seien 
noch nicht alle beglichen. Man habe letztendlich das Bauvolumen von einer knappen Million, in der, 
aus seiner Sicht, Rekordzeit von drei Monaten sehr wohl verbaut. 
 
GV. Berger betont, dass noch nicht alle Leistungen schlussgerechnet bzw. verrechnet seien, 
deswegen passe die Budgetzahl, welche usprünglich für das Jahr 2012 geplant worden sei, nicht zu 
den Beträgen die bisher ausgegeben worden seien. In Summe habe man das Plan-Soll relativ gut 
erreicht und er glaube auch kostenmäßig entsprechend den Vorgaben. Das einzige, was ein bisschen 
mehr ausgemacht habe, sei die Kletterwand im Hauptschulturnsaal, welche man aber gemeinsam 
beschlossen habe. Diese Zahlen haben noch nichts damit zu tun, dass man diese Summe in dieser 
Zeit nicht verbauen hätte können. 
 
GR. Kaniak möchte nur darauf hinweisen, dass die Termine einzuhalten seien. Die Sorge der FPÖ 
sei, dass sich durch das geringe Bauvolumen die Termine verschieben und damit habe man eines 
der Argumente, welche hauptsächlich dazu geführt haben diesen Standort zu untermauern, was auch 
die SPÖ Fraktion dazu bewogen habe eine ander Meinung einzunehmen. Wenn sich nun die 
Zeitrahmen verlängern, hätte man nämlich ganz anders argieren können, da das Hauptargument 
weggefallen wäre. 
Weiters dürfe er wörtlich den Präsidenten des Gemeindebundes, Herrn Landtagsabgeordneten 
Johann Hingsamer, zitieren: „Mit Sorge verfolgen wir die Bilanzpflicht in den Firmenbüchern.“ GR. 
Kaniak fasst zusammen, dass es zwei Gerichtsurteile gebe und Herr Hingsamer dazu meine: „Aus 
seiner Sicht sind jetzt alle jenigen gefordert, die jahrelang anders beraten haben.“ Wer die anderen 
seien, sage Herr Hingsamer zwar nicht, aber man wisse wer dort beraten habe und auf wen man sich 
dort verlassen habe, ein ganzes Rudel von Steuerberatern und Rechtsanwälten, welche alle am 
„Tropf“ des Landes hängen. Weiters meinte Herr Hingsamer: „Meines Erachtens müsste schon jetzt 
Vorbereitungen zur Vorlage der Bilanz getroffen werden.“ Er frage sich, ob im Sinne des 
Gemeindebundobmannes hier schon etwas geschehen sei, oder ob man warte, dass hier etwas 
anderes passiere. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass die Finanzierungspflicht für die Gemeinde ein zusätzlicher 
Aufwand sei, aber hier Vorkehrungen getroffen seien. 
 
Der Amtsleiter betont, er habe EG. Hoyer bereits im Arbeitskreis Finanzen erklärt, dass es leider im 
EDV-Programm so sei, dass zum Zeitpunkt, wo der Kollege Binder den Voranschlag im System 
erstelle, nur die Rechnungen aufscheinen, die zu diesem Zeitpunkt tatsächlich bezahlt worden seien. 
Man habe bei sämtlichen Aufträgen das Bundesvergabegesetz eingehalten und des weitern auch die 
allgemeinen Geschäftsbedingungen der Marktgemeinde, welche der Gemeinderat beschlossen habe, 
zu Grunde gelegt. In dieser habe man diese drei Monate Prüffrist und als Zahlungsfrist minus 3 % 
Skonto innerhalb von 14 Tagen. Ausschlaggebend für den Vergleich der FPÖ sei der 
Rechnungsabschluss, welchen man Anfang nächsten Jahres dem Gemeinderat vorlege. Dann könne 
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man beurteilen, was geplant und ausgeführt worden sei. Leider sei dies im System so programmiert, 
aber er werde mit dem Kollegen Binder sprechen, ob man dies nicht ändern könne. Man könne erst 
am 1. Jänner „Rechnung 2012“ sagen, dies sei ein Irrläufer, nicht nur beim Budget der KG. 
 
Der Amtsleiter möchte weiters zur Wortmeldung von GR. Kaniak anmerken, dass man bereits gut 
informiert sei und wisse, dass man schon seit deem Urteil in  ersten Instanz bilanzierungspflichtig sei. 
Man habe die Buchhaltung schon dementsprechend umgestellt, damit die Vorbereitungsarbeiten für 
den Steuerberater getroffen werden können Er gehe davon aus, dass man bilanzieren müsse. Es 
warten aber alle diese oberstgerichtliche Entscheidung ab. Er habe keine Hoffnung, dass man hier 
noch gewinne. Das bedeute, dass die KG bilanzierungspflichtig sei und als Geschäftsführer der KG 
habe er ein Ansuchen an die Gemeinde gestellt, eine Steuerberatungskanzlei mit der Bilanzierung zu 
beauftragen. Der Gemeindevorstand werde darüber beraten und dementsprechend einen Beschluss 
fassen. 
Als Geschäftsführer der KG habe er den Vorstand ersucht die Volksschule, welche in der KG nicht 
mehr benötigt werde, sofort rückzuführen. 
 
GV. Hemetsberger möchte vom Bürgermeister wissen, was die Gemeinde daran hindere die 
Volksschule gleich rückzuführen, sondern bis 2014 zu warten, da man in diesem Fall tausende Euro 
an Steuern zahle, wie er einem Bericht entnommen habe. Man wisse auch nicht, was weiterhin an 
Gesetzesänderung komme und wenn man bis 2014 warte, zahle man vielleicht wirklich 
Grunderwerbssteuer und Eintragungsgebühr usw. Die FPÖ sei von Anfang an misstrauisch gewesen 
und das Ende der Fahnenstange sei noch nicht da. Man habe nie geglaubt, dass dies bilanzfrei 
laufen könne und nun müsse man wieder einen Steuerberater beauftragen. Es kommen schon viele 
Sachen daher, bei denen man sich frage, ob sich dieser Weg wirklich gelohnt habe. Nun jammere 
sogar der Gemeindebundpräsident. Es sei vom Land empfohlen worden, um die Mehrwertsteur zu 
umgehen und nun sehe es ganz anders aus. Er glaube, es wäre sinnvoll die Volksschule schon im 
Jahr 2013 aus der KG zu nehmen, damit nicht wieder etwas unvorhersehbares auf die Gemeinde zu 
komme. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass die Gemeinde gar nichts daran hindere. Man habe in der 
vorherigen Gemeindevorstandssitzung beschlossen, dass man es vorerst noch nicht mache. GV. 
Hemetsberger habe sich seiner Stimme enthalten, wie bei allen Punkten, welche die KG betreffen. 
Die FPÖ rede immer mit, aber mitgestimmt werde nicht. GV. Hemetsberger könne auch einen 
dementsprechenden Antrag in der Gemeindevorstandssitzung stellen, damit darüber abgestimmt 
werde. Faktum sei, dass man in der Gemeindevorstandssitzung alle für und wieder abgewogen habe. 
Der Amtsleiter habe die Empfehlung abgegeben die Volksschule gleich heraus zunehmen. Es hätte 
den Gemeindevorstand nichts daran gehindert, aber man habe gesagt, dass man sich dies nochmal 
überlege und weitersehe, was sich im Zuge dieser sich anbahnenden Änderungen, welche im 
Nationalrat angeblich schon im Ausschuss durch seien und nun ins Plenum kommen, entwickle. 
 
GV. Hemetsberger glaube, da die Volksschule nicht aufgehoben, sondern nur aufgeschoben sei, 
dass sich in den nächsten Jahren sowieso nichts ändern werde und es sinnvoll sei die Volksschule 
bald aus der KG heraus zu nehmen. 
 
GV. Berger erläutert zur Frage von GV. Hemetsberger, dass den Gemeinderat derzeit die 
demokratische Entscheidung des Gemeindevorstandes daran hindere. Der Gemeindevorstand habe 
mit einer eindeutigen Mehrheit beschlossen, was man zu tun gedenke. Es bleibe unbenommen dies 
wieder auf die Tagesordnung zu setzen, um neuerlich zu diskutieren. Momentan koste es nichts, da 
man auch für die Umsatzsteuer, welche jetzt angefallen sei laut Steuerberater eine andere 
Möglichkeit habe, um diese Umsatzsteuer für die Miete nicht bezahlen zu müssen. Diese Möglichkeit 
habe man ventiliert. Es gebe eine demokratische Entscheidung. Wenn man die demokratische 
Entscheidung nun neu überdenken möchte, müsse man diese wiede auf die Tagesordnung setzen. 
Er habe seine Meinung im Vorstand bereits eindeutig kund getan und sehe zurzeit, für ihn persönlich, 
keine Veranlassung von dieser Meinung abzurücken. 
 
GR. Kaniak fragt an, ob es von der Gemeindeführung beabsichtigt sei diese KG in dieser Form ewig 
weiter laufen zu lassen, oder ob die Absicht bestehe dieses Vermögen wieder in die Gemeinde 
zurück zuführen. 
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Der Amtsleiter antwortet, dass die KG sehr lange bestehen werde. Sämtliche Investitionen der KG 
seien vorsteuerabzugsberechtigt und dadurch erspare sich die Gemeinde im Zuge der Zuschüsse 
diese 20 % Mehrwertsteuer. Wenn nach Vollendung des Baus die Rückübertragung erfolge, sei die 
Grunderwerbssteuer von 4,5 % vom Vermögen von € 3,7 Millionen zu zahlen. Warum man die KG 
längerfristig bzw. ewig weiterführe solle, sei seines Erachtens der Punkt, dass es nach der 
Generalsanierung Anschaffungen geben werde, wo die KG immer vorsteuerabzugsberechtig sei und 
dies werde sie immer bleiben. 
 
GR. Kaniak entgegnet, dass das Gebäude nach 33 Jahren abgeschrieben sei, wenn es ein 
öffentliches Gebäude sei und als Gewerbegebiet eingeschätz werde. 
 
Der Amtsleiter fährt fort, dass er nicht davon ausgehe, dass in drei Jahren bzw. wenn die 
Generalsanierung beendet sei, eine Rückübertragung der Liegenschaft an die Marktgemeinde statt 
finde. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 26 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   GRÜNE-Fraktion: 2  
 
Stimmenthaltungen 5 Stimmen FPÖ-Fraktion: 5  
 
 
 
 
5.  Erweiterung Kindergarten Rosenau 

Änderung des Finanzierungsplanes zur Kindergarten- und Krabbelstubenerweiterung 
 
Bgm. Reiter: 
Aufgrund des vom Bund gewährten Zweckzuschusses in Höhe von € 174.900,- für die Erweiterung 
des Kindergartens Rosenau und die Krabbelstube, hat das Land der Gemeinde einen neuen 
Finanzierungsplan zur Beschlussfassung vorgelegt.   

   

 
Finanzierung alt 

 
       Finanzierung neu 

Landeszuschuss 
 

272.500 
 

183.900 
 Bedarfszuweisungsmittel 272.500 

 
200.600 

 Bundeszuschuss 
   

174.900 
 Anteilsbeitr.d.ord.HH. 

 
22.400 

 
46.965 

 Rücklagenentnahme / ÖKK - RL 250.000 
 

207.735 
 

       
   

817.400 
 

814.100 
  

Neben den Einsparungen des Landes (€ 160.500) hat sich die Gemeinde gegenüber der 
ursprünglichen Finanzierung € 17.700,- gespart. Die Gesamtbaukosten lagen um € 3.300,- niedriger 
als die geschätzten Baukosten. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes, den vorliegenden 
Finanzierungsplan zu beschließen. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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6.  Landwirtschaft 

Änderung der Förderung der Landwirtschaft 
 
Bgm. Reiter: 
Seit längerer Zeit schon wird die Diskussion geführt, die bestehende Tierzuchtförderung 
(Besamungsbeihilfe) abzuschaffen bzw. in eine zeitgemäße Form der Landwirtschaftsförderung 
umzuwandeln. Auf Wunsch der Gemeinde hat sich die Ortsbauernschaft mit dem Thema 
Landwirtschaftsförderung-Neu auseinandergesetzt. Als Ergebnis dieses Diskussionsprozesses haben 
sich die Bauern intern auf ein neues Fördermodel geeinigt. Dieses sieht vor, die bestehende 
Tierzuchtförderung in einen Beitrag zur „Erhaltung der Kulturlandschaft und zur Absicherung unserer 
Ernährung“ umzuwandeln. Als Förderbeitrag wird seitens der Ortsbauernschaft dazu pro Hektar 
selbstbewirtschafteter Acker- und Grünlandfläche 10 Euro/Jahr vorgeschlagen.   
 
Nach eingehender Diskussion im Arbeitskreis Finanzen hat sich der AK – Finanzen einhellig für diese 
neue Form der Landwirtschaftförderung mit einem Landschaftspflegebeitrag ausgesprochen. Der 
Förderbeitrag pro Hektar soll aber nicht wie gewünscht € 10,- betragen, weil dies praktisch eine 
Verdoppelung des Fördervolumens bedeutet hätte. Im Arbeitskreis konnte jedoch dahingehend 
Einigung erzielt werden, dass im Gemeindebudget der Förderansatz von zuletzt € 5.000.- auf € 
6.000.- angehoben und ein Hektarfördersatz von € 5,50 festgelegt wird. Die dzt. landwirtschaftlich 
genutzte Fläche beträgt rd. 1.100 Hektar. Die Förderung wird auf Antrag gewährt. Das Ansuchen 
(Formulare werden vorbereitet) muss  bis spätestens 30. November eines jeden Jahres abgegeben 
werden. Die Auszahlung erfolgt bis Ende des jeweiligen Jahres. Als Datenbasis für die 
selbstbewirtschaftete Hektarfläche dient der aktuell gültige Mehrfachantrag bei der Agrar Markt 
Austria (AMA). Dieser ist bei der Antragstellung der Gemeinde im Original vorzulegen.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der Beratungen im Arbeitskreis Gemeindefinanzen die bisherige 
Tierzuchtförderung ab dem 1. Jänner 2013 in einen Landschaftspflegebeitrag umzuwandeln 
und als Förderbeitrag pro Hektar selbstbewirtschafteter Acker- und Grünlandfläche 5,50  
Euro/Jahr festzusetzen. Der Förderantrag muss bis spätestens 30. November eines jeden 
Jahres gestellt werden. Als Datenbasis für die Förderung dient der aktuell gültige 
Mehrfachantrag bei der Agrar Markt Austria (AMA), welcher bei der Antragstellung im 
Original vorzulegen ist. 
Der Gemeinderatsbeschluss vom 23. November 1994 über die bisherige Tierzuchtförderung 
(Besamungsbeihilfe) wird per 31.12.2012 aufgehoben. 

 
GR. Vogel Wolfgang erläutert, dass man dem Bürger immer nur Beträge als Förderungen zukommen 
lassen könne, die man ihm vorher weggenommen habe. Dies sei eine Förderung, welche im Grunde 
der Dinge vollkommen wirkungslos verpuffe. Die Besamungsprämie habe den Bauern ca. € 50,- 
gebracht. Das neue Modell sei eine Fortsetzung des Ganzen mit neuen Kriterien. Es sei nicht das, 
was man sich unter einer förderungswürdigen Alternative vorstelle. Es sei nach dem Vorschlag der 
Änderung sehr oft die Rede gewesen, dass damit eine Wertschätzung der Landwirtschaft zum 
Ausdruck gebracht werde. Dies könne man laut ihm in anderer Form viel besser machen. Man 
brauche sich nur überlegen, was am heutigen Lebensmittelmarkt passiere. Hier könne jeder mündige 
Konsument der österreichischen Landwirtschaft mehr Wertschätzung entgegen bringen, indem er 
andere Produkte kaufe. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 28 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   FPÖ-Fraktion: 3 Hemetsberger, Dorfer, Liehmann 
   GRÜNE-Fraktion: 1 Hauschildt-Buschberger 
      
Gegen den Antrag 1 Stimmen GRÜNE-Fraktion: 1 Vogel W.  
 
Stimmenthaltungen 2 Stimmen FPÖ-Fraktion: 2 Kaniak, Hoyer 
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7.  Personal 
  Ändern des Dienstpostenplanes 
 
Bgm. Reiter: 
Bauhofvorarbeiter Andreas Laminger wird mit 31.12.2012 in den Ruhestand versetzt. Adolf 
Pachinger, der bereits Bauhofleiter-Stellvertreter war und während der krankheitsbedingten 
Abwesenheit des Bauhofleiters diese Tätigkeit zur vollsten Zufriedenheit ausführte, soll ab 1.1.2013 
die Tätigkeit als Bauhofleiter übernehmen.  Dementsprechend soll sein Dienstposten von VB II p 2 
auf VB II p 1/GD 18 aufgewertet werden.  
 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
 den Dienstposten von Adolf Pachinger ab 1.1.2013 auf VB II p 1/GD 18 aufzuwerten.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
8.  Budget 

Bericht des Prüfungsausschusses 
 
Prüf.A.-Obm. Vogel W.: 
Der Prüfungsausschuss hat sich in seiner Sitzung am 26. Nov. 2012 mit der Entwicklung der 
Gemeindefinanzen im lfd. Jahr 2012 beschäftigt. Das Ergebnis dieser Prüfung ist dem im Akt 
befindlichen Prüfbericht zu entnehmen 
 
Prüfungsausschuss-Obmann Vogel W. stellt den Antrag, 
 den vorliegenden Prüfbericht zur Kenntnis zu nehmen. 
 
GR. Kritzinger merkt an, dass man im Bericht dezidiert auf die Beilagen verwiesen habe. Im Akt, 
welchen man in der Fraktion gehabt habe, sei aber nichts dabei gewesen. Dies habe die Wertigkeit 
des Berichtes und der Arbeit des Prüfungsausschusses wesentlich geschmälert. 
 
Der Amtsleiter erläutert, dass es heute nur um die Kenntnisnahme des Prüfberichtes und nicht um die 
Sitzung selbst gehe. Aus der Prüfungsausschusssitzung entstehe ein Prüfbericht und dieser sei dem 
Gemeinderat zur Kenntnis zu bringen. Gesetzlich sehe es so aus, dass der Obmann des 
Prüfungsausschusses den Prüfbericht vorlesen müsse und anschließend der Antrag gestellt werde, 
den Prüfbericht zur Kenntnis zu nehmen. Die Beilagen gehören zum Ausschussakt und dieser sei 
nicht öffentlich. 
 
GR. Vogel Wolfgang liest den Prüfbericht des Prüfungsausschusses vom 26. November 2012 vor:  
 
„Der Prüfungsausschuss beschäftigte sich in seiner Sitzung mit der Entwicklung der 
Gemeindefinanzen des Jahres 2012 wobei folgende Feststellungen getroffen wurden: 
Dank großer Budgetdisziplin ist eine positive Entwicklung der Gemeindefinanzen im lfd. Jahr 2012 zu 
erwarten. Die dazugehörigen Zahlen liegen dem Prüfungsakt bei. 
Vorgestellt wurde das neue Benchmarking – Projekt des Landes (Benko), das einen Vergleich der 
Gemeindefinanzen unter den oö. Gemeinden ermöglicht.“ 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vogel W. gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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9.  Jugendtaxi 
  Weiterführung 2013  
 
SAS-Obm. Steinwendner: 
In der Gemeinderatssitzung vom 14.12.2011 wurde einstimmig beschlossen, dass der Betrieb des 
Jugendtaxis im Jahr 2012 unter den gleichen Bedingungen wie im Jahr 2011 weiterlaufen soll. Das 
Jugendtaxi wurde 2012 von 107 Jugendlichen angenommen. Ca. 35% unserer Jugendlichen haben 
das Jugendtaxi 2012 genutzt. 
 
Sozialausschuss-Obmann Steinwendner stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Sozialausschusses, dass  der Betrieb des 
Jugendtaxis im Jahr 2013 unter den gleichen Bedingungen wie im Jahr 2012 weiterlaufen 
soll. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Steinwendner gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
10. Seniorentaxi 
  Weiterführung 2013  
 
SAS-Obm. Steinwendner: 
In der Gemeinderatssitzung vom 14.12.2011 wurde einstimmig beschlossen, dass der Betrieb des 
Seniorentaxis im Jahr 2012 unter den gleichen Bedingungen wie der Probebetrieb weiterlaufen soll. 
Das Seniorentaxi wurde 2012 von 88 Senioren angenommen. Ca. 13 % unserer Senioren haben das 
Seniorentaxi 2012 genutzt. 
 
Sozialausschuss-Obmann Steinwendner stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Sozialausschusses, dass der Betrieb des 
Seniorenaxis 2013 unter den gleichen Bedingungen wie im Jahr 2012 weiterlaufen soll. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Steinwendner gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
11. Straßenbauprogramm 2013 
 
BA-Obm. Vbgm. Johann Schachl: 
Auf Grund der Straßenbefahrung des BAS am 19.6.2009 wurde eine Reihung bezüglich Dringlichkeit 
der Straßenbauvorhaben erstellt. Für die ersten 10 der gegenständlichen Liste sowie Teilbereichen 
der Rosenau wurden Kostenschätzungen erstellt. Aufgrund des Voranschlages stehen im Jahr 2013 
für den Straßenbau € 200.000.- inkl. Planung und Bauaufsicht zur Verfügung.  
Aufgrund der Empfehlung des Bauausschusses bzw. der zugrundeliegenden Kostenschätzungen ist 
mit einem Bauvolumen von mind. rd. € 170.000.- zu rechnen.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses, im Jahr 2013 folgende 
Maßnahmen ins Straßenbauprogramm 2013 aufzunehmen und umzusetzen: 

- San. Feldweg Ainwalchen-Gerlham           Kostenschätzung (07/2012)         €   20.000,00 
- Sanierung Parkplatz Kirche                        Kostenschätzung  (05/2012)       €      9.000,00 
- Sanierung Zufahrt Strandbad v. Hageb.    Kostenschätzung ( 06/2012)        €    21.000,00 
- Sanierung westl. Teil Sachsenstraße        Kostenschätzung (2009)              €  120.000,00 

            Summe                                                                                                                 €  170.000,00 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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12. Straßenbeleuchtung 2013 
BA-Obm. Vbgm. Johann Schachl: 
Es stehen im Jahr 2013 voraussichtlich für die neue Straßenbeleuchtung € 15.000,00 zur Verfügung. 
Und für die Sanierung der Straßenbeleuchtung stehen im Jahr 2013  € 3.000,00 zur Verfügung. Eine 
neue Laterne kostet ca. 1.000 €. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses, 
folgende Straßenbeleuchtungsmaßnahmen im Jahr 2013 und 2014 umzusetzen: 
 

- 8  Stück Laternen beim Höhenweg incl. Grabungsarbeiten  mit Gesamtkosten  
von ca. € 30.000,00 

 
Grabungsarbeiten in der Höhe von ca. 22.000,-- sollen  nach Einholung von drei Anboten im 
Herbst 2013 durchgeführt  werden. Die Anbringung der 8 Leuchten soll anschließend  im 
Frühjahr 2014 erfolgen. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
13. Bebauungsplan Nr. 26 „Steindorf Siedlung“; Änderung Nr. 37 

(Grundsatzbeschluss vom 28.06.2012) Beschlussfassung  betreffend die Änderung im Bereich 
des Grundstückes Nr. 1753/5, KG. Seewalchen (Bereich Ursprungweg) 
 

BA-Obm. Vbgm. Johann Schachl: 
Mit Schreiben des Amtes der OÖ. Landesregierung, Abteilung Raumordnung vom 06.09.2012 wird 
mitgeteilt, dass die beantragte Erweiterung der bebaubaren Fläche aus fachlicher Sicht grundsätzlich 
ohne Einwand vertretbar wäre, jedoch diese Planänderung für lediglich einen Bauplatz äußerst 
problematisch erscheint. Weiters werden durch die vorgesehene Planänderung überörtliche 
Interessen im besonderen Maß durch die Lage des Planungsgebietes im Bereich einer geogenen 
Risikozone des Typs B berührt. Eine entsprechende Beurteilung des geogenen Baugrundrisikos der 
Fa. Moser /Jaritz – Ziviltechnikergesellschaft aus Gmunden mit Datum vom 29.10.2012 liegt dem Akt 
bei.  
Die Landwirtschaftskammer OÖ. teilt mit Schreiben vom 25.9.2012 mit, dass gegen die geplante 
Bebauungsplanänderung keine Einwände erhoben werden. Weitere Stellungnahmen sind nicht 
eingelangt. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses die Änderung Nr. 37 des  
Bebauungsplan Nr. 26 „Steindorf - Siedlung“  entsprechend dem Änderungsplan des Arch. 
Dipl. Ing. Erich Deinhammer, Eferding vom 11.07.2012 zu beschließen.   
Zur Stellungnahme des Amtes der Oö. Landeregierung, Abt. Raumordnung vom 6.9.2012 im 
Bezug auf die aufgezeigte Problematik dieser Planänderung für lediglich einen Bauplatz wird 
auf das im Bebauungsplangebiet für das Grundstück Nr. 1742/10, KG. Seewalchen 
(südwestlich des Grundstückes Nr. 1753/5, KG. Seewalchen) ausgewiesene Baufenster 
sowie dem Umstand, dass im Zuge des Verständigungsverfahrens seitens der 
Nachbarschaft keine Einwände vorgebracht wurden, verwiesen. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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14. Bebauungsplan Nr. 45 „Sandberg“; Änderung  

Grundsatzbeschlussfassung  betreffend die Änderung im Bereich der Grundstücke Nr. 
1166/1,1167/1, 1167/3 und Baufläche . 98/1, alle KG. Litzlberg (Bereich Moos) 
 

BA-Obm. Vbgm. Johann Schachl: 
Herr Dr. Gerhard Haslbauer, Rechtsanwalt, Laakirchen hat als Insolvenzverwalter der Fa. IV 
Immobilienverwaltungs GmbH pto. Konkursverfahren mit Eingabe vom 25.09.2012 um Änderung des 
rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 45 „Sandberg“ betreffend die Grundstücke Nr. 1166/1,1167/1, 
1167/3 und Baufläche . 98/1, alle KG. Litzlberg, angesucht.  
Die Änderung wird mit dem Wunsch einer Verlegung der Zufahrt von derzeit Nordwesten auf die Mitte 
des Grundstückes Nr. 1166/1, KG. Litzlberg sowie die Teilung der Bauplätze begründet. 
Von Seiten der Ortsplanung spricht nichts gegen die geplante Änderung, wenn eine Genehmigung 
von Seiten der Bundesstraßenverwaltung für eine Verlegung einer gemeinsamen Zu- und Ausfahrt 
zwischen den beiden Grundtücken erreicht werden kann. Der Aspekt Georisiko (Typ A) ist im Zuge 
des Bauverfahrens jedenfalls zu berücksichtigen. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses das Verfahren auf Änderung 
des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 45 „Sandberg“ auf Grund der Stellungnahme des 
Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer vom 25.10.2012 einzuleiten.  

 
 
GR. Kaniak möchte hinzufügen, dass es bei diesem Grundstück in den letzen 15 Jahren so viele 
Änderungen gegeben habe und dieses Grundstück in den letzten Jahren so oft auf der Tagesordnung 
gewesen sei. Dies werde aber wahrscheinlich nicht der letzte Tagesordnungspunkt sein, denn wenn 
dieses Grundstück so bebaut werden solle, wie man es sich vorstelle, habe man sicher weitere 
Änderungen. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
15. Bebauungsplan Nr. 16 „Haining 2“; Änderung  

Grundsatzbeschlussfassung  betreffend die Änderung im Bereich des Grundstückes Nr. 531/2,  
KG. Litzlberg (Bereich Haining)  
 

BA-Obm. Vbgm. Johann Schachl: 
Herr/Frau Alois und Theresia Dachs, Seewalchen a.A., Haining 1 haben mit Eingabe vom 23.08.2012 
um Änderung des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 16 „Haining 2“ betreffend das Grundstück Nr. 
531/2, KG. Litzlberg, angesucht.  
Beantragt ist die Verlegung des laut bestehendem Bebauungsplan inmitten der „Siedlung“ geplanten 
Park- bzw. Umkehrplatzes an den Siedlungsrand.  
Von Seiten der Ortsplanung spricht nichts gegen die Verlegung des Umkehrplatzes zum Ende der 
Siedlungsstraße, wobei die Größe entsprechend der Norm für LKW mit 10 m Länge zu errichten ist 
und die Straßenverlängerung eine Mindestbreite von 5,00 m zu betragen hat. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Bauausschusses das Verfahren auf Änderung 
des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 16 „Haining 2“ auf Grund der Stellungnahme des 
Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer vom 16.10.2012 einzuleiten.  

 
GR. Mag. Dachs-Machatschek nimmt seine Befangenheit wahr und nimmt nicht an der Abstimmung 
teil.  
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GV. Hemetsberger betont, dass man schon jahrelang einen Bebauungsplan für Haining habe. Für die 
Fraktion der FPÖ gehe es hier ausdrücklich um eine Stellungnahme eines Einzelnen, welcher diesen 
abgeändert haben möchte. Es liege definitiv kein öffentliches Interesse vor. Man sei froh, wenn alles 
so verbleibe wie bisher und Grünland nicht neuerlich aufgerissen werde. Dieser Änderung beim 
Tagesordnungspunkt 15. und dem Flächenwidmungsplan 16 werde die Freiheitliche Partei nicht 
zustimmen. 
 
GR. Hauschildt-Buschberger merkt an, dass in dieser Causa schon mehrfach im Bauausschuss 
diskutiert worden sei und es werde immer wieder gewünscht, dass dieser Parkplatz woanders hin 
verlegt werde. Es sei aus Sicht der Grünen nicht einzusehen, dass man diesen Park- und 
Umkehrplatz in ein Grünland lege, welches dafür aufgerissen werden müsse. Der nächste Schritt 
werde dann sein, dass diese Fläche dann auch noch in Bauland umgewidmet werde. Man habe 
genug Bauland und es gebe auf diesem Grundstück eine vorgesehene Parkfläche. Ihrer Meinung 
nach sei dies in Ordnung und auch so geplant worden, daher könne es auch so bleiben. 
 
GV. Berger erklärt, dass die SPÖ es ähnliche sehe, wie GR. Hauschildt-Buschberger es gerade 
geschildert habe. Weiters habe er auch persönliche Erfahrung damit. Gegenüber von seinem 
Grundstück gebe es ebenfalls einen Umkehrplatz. Dieser werde von allen Beteiligten der Siedlung 
sehr gerne und wohl dafür hergenommen Autos abzustellen, wenn bei jemanden ein kleines Fest 
statt finde, damit man nicht auf der Straße stehen müsse. Diese Sinnhaftigkeit würde sich für ihn nicht 
mehr ergeben, wenn man diesen Parkplatz an den Rand einer Siedlung dränge. Er glaube, man sei 
gut damit beraten ihn dort zu lassen, wo er jetzt sei, da er dort gut situiert sei. Man sollte deswegen 
diesem Antrag die Zustimmung verweigern. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 13 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  
      

Gegen den Antrag 14 Stimmen SPÖ-Fraktion: 7 Berger, Geissler, Mohr, Kasper, 
Stockinger, Steinwendner, Schuster 

   FPÖ-Fraktion: 5  
   GRÜNE-Fraktion: 2  
 
Stimmenthaltungen 3 Stimmen SPÖ-Fraktion: 3 Weichselbaumer, Kritzinger, Distler 
 
 
 
 
16. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004; Änderung 

Grundsatzbeschlussfassung  betreffend die Umwidmung einer Teilfläche des Grundstückes 
531/2, KG. Litzlberg, von Grünland  in Verkehrsfläche der Gemeinde „fließender Verkehr“ 
(Bereich Haining)  
 

BA-Obm. Vbgm. Johann Schachl: 
Im Zusammenhang mit dem Antrag auf Änderung des Bebauungsplanes zur Verlegung eines Park- 
bzw. Umkehrplatzes ans Ende der Siedlungsstraße haben die Ehegatten Alois und Theresia Dachs, 
wh. Haining 1 mit Eingabe vom 14.09.2012 die  Umwidmung eines Teilbereiches des Grundstückes 
Nr. 531/2, KG. Litzlberg, von derzeit Grünland auf Verkehrsfläche der Gemeinde „fließender Verkehr“ 
beantragt.  Die beantragte Umwidmungsfläche befindet sich in der Ortschaft Haining.  Eine Änderung 
des ÖEK ist nicht erforderlich. 
 
Auf Grund der in der Stellungnahme angeführten Feststellungen und Vorgaben, kann von Seiten des 
Ortsplaners die beantragte Änderung empfohlen werden.  
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Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Bauausschusses das Verfahren auf Änderung 
des rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes Nr. 04/2004 auf Grund der  Stellungnahme des 
Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer vom 16.10.2012, einzuleiten.  

 
GR. Mag. Dachs-Machatschek nimmt seine Befangenheit wahr und nimmt nicht an der Abstimmung 
teil.  
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag 13 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  
      

Gegen den Antrag 14 Stimmen SPÖ-Fraktion: 7 Berger, Geissler, Mohr, Kasper, 
Stockinger, Steinwendner, Schuster 

   FPÖ-Fraktion: 5  
   GRÜNE-Fraktion: 2  
 
Stimmenthaltungen 3 Stimmen SPÖ-Fraktion: 3 Weichselbaumer, Kritzinger, Distler 
 
 
 
 
17. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004; Änderung 

Grundsatzbeschlussfassung  betreffend die Umwidmung des Grundstückes 332 (neu 332/1), KG. 
Seewalchen, von Bauland „Dorfgebiet“ in Bauland „Wohngebiet“ im Bereich von Kraims 
 

BA-Obm. Vbgm. Johann Schachl: 
Frau Christa Traunmüller/Herr Uwe Grentner und Herr Johann Pachinger haben  mit Eingabe vom 
20.09.2012 die  Umwidmung des Grundstückes Nr. 332/1, KG. Seewalchen, von derzeit Bauland 
„Dorfgebiet“ auf „Sonderausweisung im Grünland für 6 Wohnungen“  beantragt.  Die beantragte 
Umwidmungsfläche befindet sich im Bereich von Kraims.    
Auf Grund der in der Stellungnahme angeführten Feststellungen und Vorgaben, wird die geplante 
Umwidmung  von Seiten des Ortsplaners als problematisch beurteilt, da diese mit der Dorfstruktur mit 
mehreren aktiven Landwirtschaftsbetrieben nicht vereinbar ist.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Bauausschusses das Verfahren auf Änderung 
des rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes Nr. 04/2004 auf Grund der  Stellungnahme des 
Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer vom 25.10.2012, nicht einzuleiten.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine mehrheitliche (Stimmenthaltung: Weichselbaumer) Annahme 
fest. 
 
 
 
 
18. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004; Änderung 

(Grundsatzbeschlussfassung vom 28.06.2012)  Beschlussfassung  betreffend Umwidmung eines 
Teilbereiches des Grundstückes 1122/1, KG. Litzlberg, von Grünland „Grünzug  in „bestehendes 
Wohngebäude im Grünland - Erweiterung der Baulandfläche für + 92“  (Bereich  Moos) 
 

BA-Obm. Vbgm. Johann Schachl: 
Beim erfolgten Stellungnahmeverfahren bestehen seitens der Abt. Raumordnung der 
Oö.Landesregierung grundsätzlich keine Einwände und wird diese zur Kenntnis genommen. 
Voraussetzung ist allerdings die positive Abklärung der Forderungen der Oö. Straßenverwaltung.  
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Von Seitens der Abteilung Natur- und Landschaftsschutz wird die geplante Änderung zur Kenntnis 
genommen. Seitens der Landwirtschaftskammer OÖ. bestehen gegen die geplante Umwidmung 
keine Bedenken.  
Der seitens der Abt. Raumordnung der Oö. Landesregierung in deren Stellungnahme geforderte 
Nachweis der Baulandeignung (geogene Risikozone) wurde von der Fa. Geotechnik Tauchmann 
GmbH, Thalheim bei Wels mit Datum vom 22.11.2012, GZ. GT38992012 vorgelegt. Weitere 
Stellungnahmen langten nicht ein. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

die Änderung Nr. 68 des Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 entsprechend den 
Planunterlagen des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer, Eferding vom 16.07.2012 
endgültig zu beschließen. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
19. Verkehrssicherheit 

Errichtung eines gesicherten Fußgängerüberganges auf der B 151 (Bereich Eni-Kreuzung-
Promenade) – Grundsatzbeschlussfassung  

 
Bgm. Reiter: 
Die Gemeinderatsfraktion der Grünen von Seewalchen hat in den vergangenen Wochen eine 
Unterschriftenaktion durchgeführt und rd. 400 Unterstützer für die Errichtung eines 
Fußgängerüberganges über die B 151 Atterseestraße im Ortsgebiet von Seewalchen und für eine 50 
km/h Beschränkung (dzt. 60) gefunden. Konkret geht es um die Querung der Bundesstraße von der 
Seewalchner Promenade im Bereich der Kreuzung zur L 1276 Seewalchner Landesstraße (bei der 
Eni-Tankstelle) in Richtung Friedhofsweg. 
 
Der Weg von der Promenade in den Ort wird gerade an dieser Stelle zeitweise stark frequentiert, weil 
sich dieser hier im Verlauf des Attersee-Westwanderwegs und des Themenwegs „Klimt am Attersee“ 
befindet, und u.a. an der bekannten Paulick-Villa vorbeiführt. Der Weg wird nicht nur von 
Tagesgästen und Urlaubern, sondern vor allem auch von Einheimischen als beliebte Spazierstrecke 
verwendet. Da die Promenade direkt in den Kreuzungsbereich B 151 – L 1276 einmündet, müssen 
die Fußgänger entweder drei Fahrbahnen queren, oder die Kreuzung relativ weitläufig umgehen. Für 
ältere Personen und Familien mit Kindern ist das mitunter mühsam und gefährlich. 
 
Seitens der Marktgemeinde Seewalchen wurde schon früher und mehrmals auf diese Problematik 
und auf den in der Bevölkerung  oft geäußerten Wunsch zur Errichtung eines Fußgängerüberganges 
hingewiesen. Leider konnte bei unseren bisherigen Initiativen mit den „Verkehrsexperten“ bis dato 
keine zufriedenstellende Lösung gefunden werden.  
 
Es wurde u.a. auch versucht, eine neue fußläufige Verbindung zwischen Promenade und Ortsmitte 
mit einer Planung für den Umbau der Kreuzung in einen Kreisverkehr und der Errichtung einer 
Entlastungsstraße zwischen B 151 und L 1276 („Verlegung der L 1276“) Richtung Rathaus zu lösen. 
Da sich die Pfarre als Grundbesitzer dieser Lösung bisher verweigert hat, konnte dies vorerst nicht 
weiter verfolgt werden. 
 
Der Bürgermeister hat die Unterschriftenliste an die zuständigen Stellen im Land O.Ö. 
(Landesstraßenverwaltung, Verkehrsabteilung) weitergeleitet und um eine Lösung ersucht. Am 
3.12.2012 fand im Beisein der zuständigen Dienststellen des Landes und von Fraktionsvertretern eine 
Besprechung am Marktgemeindeamt Seewalchen statt. Dabei wurden mehrere Lösungsansätze 
diskutiert. Die am ehesten zu realisierende Lösung mit einer Querungshilfe in Verbindung mit einer 
Gehwegverlängerung vom Friedhofsweg Richtung Westen soll nun konkret geplant werden. Für die 
Einleitung der Planung und die notwendigen Grundablöseverhandlungen mit der Diözese durch das 
Land O.Ö. ist ein Gemeinderatsbeschluss erforderlich. Im positiven Fall könnte die Maßnahme bereits 
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im Jahr 2013 umgesetzt werden. Die Kosten von voraussichtlich rd. € 50.000.- würden zwischen Land 
und Gemeinde geteilt. Der Kostenanteil der Gemeinde müsste ggf. im Verlauf des Jahres 2013 noch 
aufgebracht werden (z.B. aus Sollüberschuss 2012 oder Rücklagen). 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den Grundsatzbeschluss zu fassen, im Bereich der sog. Eni-Kreuzung B 151 - L 1276 einen 
Fußgängerübergang mit Gehweg vom Friedhofsweg und Querungshilfe über die 
Atterseestraße in Richtung Promenade laut Besprechung vom 3.12.2012 zu errichten. 

 
 
GR. Hauschildt-Buschberger freue sich wirklich, dass dies nun endlich zustande komme. Es sei 
wahrscheinlich bereits allen bekannt, aber sie möchte nochmals erwähnen, dass es sich hier nicht nur 
um einen Fußgängerweg handle, sondern dass bei der Besprechung auch gesagt worden sei, dass 
dieser Weg so breit werden würde, dass sogar Fahrradfahrer diesen benützen können. Dieser Punkt 
sei nicht unerwähnenswert, wenn man bedenke, dass es in Seewalchen wenige Radwege gebe. Es 
seien 400 Unterschriften gesammelt worden und vielleicht sei dies nicht der letzte Geh- und Radweg 
und sicherer Fußgängerübergang. 
 
EG. Hoyer sei mehr als erstaunt, denn genau vor 12 Jahren - am 13.12.2000 - habe es einen 
Gemeinderatsbeschluss darüber gegeben dort einen Kreisverkehr zu errichten. Mit Entsetzen stelle 
die Freiheitliche Partei fest, dass in den letzten 12 Jahren in dieser Richtung nichts passiert sei und 
nun eine kleine Variante komme, die überhaupt nichts bringe. Die Freiheitliche Partei könne diesem 
Punkt nicht zustimmen und glaube, dass man dieses ursprüngliche Projekt vehement verfolgen solle, 
auch wenn nur ein Sachgebietsbearbeiter der Landesregierung für diese neue Lösung sei. Es sage 
noch nichts darüber aus, ob man nicht evtl. doch eine große Lösung zustande bringe. Man müsse 
sich nur überlegen, was für alle Beteiligten und der Gemeinde besser wäre und welch eine 
unheimliche Verkehrsberuhigung dieser Kreisverkehr bringen würde, genau so wie die Anträge der 
Grünen hinsichtlich der 30 km/h Beschränkung. 
Man sollte dieses Projekt verfolgen, da es hier, wie bereits erwähnt, schon einen 
Gemeinderatsbeschluss gebe, dem 24 Gemeinderäten zugestimmt und sich nur 6 Gemeinderäte 
enthalten haben. 
In diesem Fall müsse man sagen, dass die Gemeinde nichts zusammen bringe, da man es nicht 
geschafft habe innerhalb von 12 Jahren ein solches Projekt umzusetzen. 
 
Der Bürgermeister gebe EG. Hoyer vollkommen recht. Er persönlich sei sofort dafür, da er seit Jahren 
an diesem Projekt dran sei. Seinem Naturell entsprechend sei er aber nicht einer der einfach die 
„Firma Hiesl“ drüber fahre ließe, da dies Proteste, auch der anderen Fraktionen, auslösen würde. Er 
sei der Meinung, dass dieses Projekt noch immer etwas werden könne und er sei der Überzeugung, 
auch wenn er jetzt schon in der Endphase seiner Amtstätigkeit sei, dass er dies noch erleben werde. 
GV. Hemetsberger habe dies richtigerweise in einer Besprechung zur Sprache gebracht. Er habe ihm 
sofort beigepflichtet. Diese größere Lösung sei nicht nur für das Verkehrskonzept, sondern auch für 
die fußläufigen Verbindungen und auch für alle anderen Sache, die in diesem Bereich langfristig statt 
finden werden, besser. Man werde die Straße und den Kreisverkehr brauchen, obwohl Ing. Bruckner 
bei der Besprechung gesagt habe, dass von der reinen Verkehrsfrequenz her und von den 
Problemen, die sich dort auftun, der Kreisverkehr nicht die Lösung ersten Grades sei. 
Er möchte nochmals anführen, dass die Leichenhalle und ein Altenheim Thema werden würden und 
man hierfür eine Erschließung benötige. Es werde dort irgendeine Straße kommen müssen, evtl. 
genau diese oder eine andere. Faktum sei, dass es seitens der Pfarre, obwohl diese nicht mehr 
Grundbesitzer sei, sondern alles von der Diözese Linz verwaltet werde, für diese Straßenentwicklung 
keine Zustimmung gebe. Die Skepsis sei, obwohl schon einige im Pfarrgemeinderat liberaler darüber 
denken, dass speziell in diesem Bereich sensible Geschichten wie Schulweg, Musikschule und das 
Nadelöhr beim ehemaligen Bieringer Haus bestehen. Er möchte aber noch hinzufügen, dass man ein 
bisschen in die Bevölkerung hören dürfe. Es sei nicht so, dass die Pfarrgemeinderäte irgendwelche 
Individualmeinungen vertreten, sondern auch dass was die Pfarrbevölkerung in diesem Fall von 
dieser Straße halte. Er stehe aber dazu, dass es auch aufgrund dieser Tatsachen mit einer 
geschickten Planung eine Lösung geben werde. 
Er möchte nochmals betonen, dass er sofort für die größere Lösung sei, aber diese werde man nicht 
so schnell bekommen. Was man aber jetzt bekomme, sei dieser Fußgängerübergang, auch wen EG. 
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Hoyer diese kleinen Schritte kritisiere. Der Bürgermeister werde aber diese große Lösung nicht 
vergessen und diese Perspektive auf der „Pfarrerbroatn“ habe er nach wie vor. Er sei aber sofort 
dafür wieder Gespräche aufzunehmen und die Planung fort zuführen. Seiner Meinung nach werde 
dieses Projekt aber mehrere hunderttausend Euro kosten, wenn nicht sogar eine Million Euro. Hier in 
die Landesplanung zu kommen und den Beitrag der Gemeinde zu leisten, werde nicht einfach sein. 
Er sei nach wie vor für die Politik der kleinen Schritte und sei daher dafür diesen Punkt zu 
beschließen. Der Aufwand sei nicht so massiv verloren, wenn man wider Erwarten in fünf Jahren 
doch schon eine Entscheidung für den Bau der Straße bzw. des Kreisverkehres bekomme. 
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer kenne dieses Verkehrskonzept leider bzw. Gott sei Dank immer 
nur von Gesprächen, in denen von Schubladen gesprochen werde. Das bedeute, dass er selbst nicht 
dabei gewesen sei. Aus seiner Sicht sei jedes Projekt, was die Verkehrssicherheit in diesem Bereich 
erhöhe auf jeden Fall zu befürworten. Er sei nicht so optimistisch, dass er es noch erlebe, dass das 
große Projekt umgesetzt werde. 
Er möchte als Ergänzungsvorschlag anmerken, dass die kürzeste Verbindung zwischen zwei Punkte, 
abgesehen von einer Raum-Zeit-Krümmung, immer noch die Gerade sei. Das bedeute, dass die 
Bevölkerung einfach gerade hinüber laufe. Deshalb wäre es zu überlegen als kleine bauliche 
Maßnahmen dort, wo der Weg ankomme, einen Zaun bzw. Hecke hinüber laufen lasse bis zur Stelle 
des Fußgängerüberganges. Wenn dies bereits angedacht worden sei, habe er dies übersehen, sonst 
sei es eine Ergänzung. 
 
GV. Berger freue es immer wieder, dass man durch die akribische Arbeit der FPÖ darauf aufmerksam 
gemacht werde, wann man etwas beschlossen habe und wo nichts weitergehe. Er glaube aber nicht, 
dass man sagen könnte, dass nichts weitergehe, da man nicht in der Landesplanung sei und in 
diesem Fall werde man sich auch nicht wehren, wenn die Firma Hiesl irgendwo drüber fahren würde. 
In diesem Fall gehe es eher darum, dass man sich offensichtlich scheue mit der Pfarre bzw. der 
Diözese den Weg aufzunehmen, die „Pfarrerbroatn“ für die weitere Entwicklung des Ortszentrums 
bzw. Gemeinde zu erhalten, da es einfach schade um diese Brachfläche sei. Der Bürgermeister habe 
selber gesagt, dass er großes Interesse daran habe, darum würde GV. Berger den Bürgermeister 
darum bitten, wieder Kontakt aufzunehmen. Man müsse dieses Thema einmal angehen. Es werde 
immer wieder Wiederstände geben. Es werde nie Lösungen geben, die für alle tragbar seien, da 
jeden Bürger andere Dinge berühren. Von seiner Seite her, sei es vernünftig dieser Lösung jetzt nahe 
zu treten. Man könne hier etwas Wesentliches für die Sicherheit der Seewalchener Bürger 
verbessern. Wie lange dies dann Bestand habe, könne er auch nicht sagen, aber er fürchte sehr 
lange. Man sollte diesem Antrag unterstützen, da man dann zumindest ein kleines Eck in Griff 
bekommen habe und sich damit die große Lösung nicht verbaue. 
 
GR. Huber freue sich sehr, dass dieses Projekt realisiert werde. Er habe aber gehört, dass der 
Fußgängerübergang 50 m westlich von der Kreuzung geplant sei. Vizebgm. Weichselbaumer habe 
ihm schon ein bisschen vorweggenommen, dass es wichtig sei in der Detailplanung doch noch darauf 
zu achten, dass der Fußgängerübergang möglichst nahe an der Kreuzung sei, damit dieser auch 
wirklich genützt werde. 
 
GR. Kaniak möchte die Tatsache hervorheben, dass die Grünen in der Lage gewesen seien 400 
Unterschriften für dieses brennende Problem zu sammeln. Dies sei eine gute Leistung und beinhalte 
die Aussage des Bürgermeisters, als dieser gemeint habe das Problem schon immer im Hinterkopf 
gehabt zu haben. 
Er dürfe aber ein bisschen weiter ausholen. Das Verkehrskonzept, welches Vizebürgermeister 
Weichselbaumer als Zukunftsperspektive erwähnt habe, liege auf der Gemeinde schon seit dem 
Jahre 1996 auf. Es sei dann noch einmal renoviert worden. Damals habe die Fraktion der FPÖ, bzw. 
GR. Kaniak selbst, ständig darauf hingewiesen Kreisverkehre zu errichten, welche für die Zukunft 
entscheidend seien. Das Verkehrskonzept sei darauf ausgerichtet gewesen eine Ringumfahrung um 
Seewalchen zu bauen, was in kleiner Weise schon gelungen sei, nachdem man die ÖVP-Fraktion 
massiv dazu gebracht habe, dieses kleine Stück vom Tunnel bis nach vorne zu bauen. 
Seit den 80er Jahren habe die ÖVP ständig von der „Pfarrerbroatn“ getrommelt. Im Endeffekt habe 
schon der Bürgermeister Limberger mit der Diözese einen Deal gemacht über 1.000 Schilling, da das 
Rathaus dort hinkommen hätte sollen. 
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Inzwischen haben alle Gemeinden im Bezirk Kreisverkehre, nur Seewalchen, welche die erste 
Gemeinde gewesen sei, sei weit davon entfernt. Zweitens möchte GR. Kaniak anmerken, dass er 
schon seit zehn Jahren nichts mehr von dem Begriff „Pfarrerbroatn“ vom Herrn Bürgermeister Reiter 
gehört habe. Das entscheidende für ihn sei, was die Diözese pro Quadratmeter Grund verlange und 
dies sei der Maßstab für das, was sein sollte. Weiters sei es erschütternd, dass man nicht die 
Verbesserungen ins Auge fasse, um hier eine wunderschöne Lösung vom Rathaus zum See hinunter 
zu machen. Der Friedhof würde dadurch aufgewertet werden und trotzdem seine Ruhe haben. Er 
verstehe es nicht, dass man nicht in der Lage sei nach so viel Zeit einen Erosionsprozess 
durchzuführen. Zu der Straße zum See an der Paulick-Villa vorbei möchte er noch anmerken, dass 
diese lebensgefährlich sei und man diese bei Schnee und Eis kaum benützen könne. 
 
Der Bürgermeister möchte zur angesprochenen Umfahrung anmerken, dass sich hier immer alle 
Fraktionen einig gewesen seien. Grundsätzlich seien alle Bestandteile der Wortmeldung von GR. 
Kaniak hinsichtlich der „Pfarrerbroaten“ auch im Protokoll nachzulesen. GR. Kaniak sei nicht überall 
dabei gewesen, aber seit diesem Grundsatzbeschluss habe es mind. drei größere Runden mit 
Vertretern der Pfarre gegeben. Das Ergebnis sei bekannt. Wenn dort kein Einvernehmen herstellbar 
sei, sei er sicher nicht dafür zu haben mit der Brechstange zu erklären, dass dies die Linzer für 
Seewalchen erledigen sollen. Er sei nach wie vor der Überzeugung, dass sich die Einstellungen und 
die handelnden Personen ändern werden und dann werde es vielleicht von diesen dort eher 
strukturkonservativen Kräften nicht mehr all zu viele geben, sondern mehr Liberalere und man werde 
dann einen neuen Ansatz finden. 
Er möchte nochmals den Grünen dazu gratulieren, dass sie so viele Unterschriften gesammelt haben, 
welche auch Eindruck hinterlassen haben, da man zuvor schon ca. fünf Mal mit den 
Sachverständigen in diesem Kreuzungsbereich gewesen sei und über einen Zebrastreifen im Bereich 
der Eni-Kreuzung Richtung Kinderbad diskutiert habe. Diese Querung sei nun ein ganz neuer Ansatz. 
Er möchte GR. Kaniak aber Recht geben und schauen, dass man den Weg bei der Paulick-Villa im 
Zuge dieses Projektes mit asphaltiere. Nur dort habe man den möglichen Problemkreis, dass dieser 
Weg nicht der Gemeinde gehöre. Das heiße, dort müsse es zumindest eine Zustimmung des 
Grundbesitzers geben. Er nehme aber an, dass die Grundbesitzer nichts dagegen haben werden, 
wenn man dort schön asphaltiere. Im unteren Bereich beim Kinderbad habe man bereits asphaltiert 
und somit hätte man eine relativ vernünftige Gehverbindung bis zur Agerbrücke. 
 
EG. Hoyer entnimmt aus dem Gemeinderatsprotokoll vom 13.12.2000 eine Wortmeldung von GV. 
Berger, in welcher dieser sage: „Aus diesem Grund müssten alle dafür sein.“ Weiters stehe hier, dass 
man noch viele Gesprächsrunden schaffen. Er möchte gerne wissen, wie viele Gesprächsrunden mit 
der röm.-kath. Kirche seit diesen 12 Jahre geschaffen worden seien. Er glaube, dass genau dort der 
Knackpunkt in dieser ganzen Geschichte liege. Er stimme auch der Wortmeldung zu, dass es keinen 
Sinn mache, denn Fußgängerübergang so weit Richtung Attersee zu verschieben, denn dann nütze 
den Fußgängerübergang keiner. Er sei dafür zusammen an einem Strick zu ziehen und auch in eine 
höhere Ebene, wo nicht nur ein Sachverständiger für den ganzen Bezirk zuständig sei und das Sagen 
habe, zu gehen. Dieses Projekt sei etwas Gescheites und helfe der Marktgemeinde Seewalchen als 
große Lösung. 
 
GR. Liehmann merkt an, dass er diesen Weg mehrmals pro Woche benütze. Er wisse, dass es dort 
eine große Problematik gebe zwei Straßen, welche von Osten kommen, im Auge zu behalten. Die 
eine Straße sei von der Brücke hinauf und die andere vom Ortskern herunter kommend. Darüber 
hinaus müsse man auch noch die Autos von Attersee kommend im Auge behalten. Er benütze mit 
Genuss diese Verkehrsinsel, da man vom Weg von der Promenade kommend bis zur Verkehrsinsel 
wie bei jeder normalen Straße nur einen Blick nach links und rechts benötige. Danach habe man 
dann, ohne den Verkehr Richtung Ortskern, nur eine Richtung im Auge zu behalten. Er glaube, dass 
die vorhandene Verkehrsinsel für den Fußgängerübergang eine große Erleichterung darstellen 
würde. Er habe aber gehört, dass dies aus irgendeinem juristischen Grund nicht möglich sei. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass GR. Harald Mayrhofer diesen Plan entwickelt und vorgestellt habe. 
Es sei aber leider von den Sachverständigen nicht befürwortet worden, da insgesamt zu viele 
Fahrbahnen gequert werden müssen. GR. Harald Mayrhofer habe auch gemeint, dass der kürzeste 
und direkteste Weg über diese bestehenden Grüninseln gehe. 
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GV. Hemetsberger möchte anmerken, dass man nichts dagegen habe, wenn die die Fraktion der 
Grünen Fußgängerübergänge beantrage. Nur müsse man wieder auf die Lösung zurück gehen, 
welche schon seit 12 Jahren anstehe. Er verstehe nicht, warum man mit der Diözese nicht vernünftig 
reden könne. Man habe es wieder bei einem Begräbnis gesehen, wenn man den Weg herauf gehe, 
müsse man sich schon schämen, weil die Leute über die Wasserlacken springen müssen. Es lasse 
sich aber alles von den Planern machen, damit dies eine ehrwürdige Sache werde – der 
Respektabstand zur Friedhofsmauer und die Aufbewahrungshalle mit einbeziehen, dies sei ein 
Zukunftskonzept für Jahrzehnte. Man mache nun wieder kleine Schritte und nehme tausende Euro in 
die Hand, denn mit den € 9.000,- werde man sicher nicht auskommen. 
Aus Erfahrung gehen die Leute immer dort darüber, wo es am kürzesten sei. Er sei für ihn kein 
Konzept, wenn man mit dem Fußgängerübergang nun 30 Meter hinauf gehe. Nichts gegen gefahrlose 
Übergänge, aber der gefahrloseste Übergang sei in einem Kreisverkehr, wo die Autofahrer die 
Geschwindigkeit reduzieren müssen. 
Es werden bereits 2/3 dieser Fläche benützt, sogar schon über 30 Jahre. Er könne es sich 
kaufmännisch nicht erklären, da die Diözese bei einer Rechnung sehen müsse, dass man Geld für 
ein Fläche erhalte, die jetzt brach liege und sowieso schon der Allgemeinheit zur Verfügung gestellt 
werde. 
Man werde probieren, ob man an oberer Stelle irgendetwas verändern könne. Dies sei die 
Zukunftslösung, an welcher man schon seit 12 Jahre umeinander bastle. Dies sei nichts gegen den 
Antrag der Grünen. Der Antrag sei gut gemeint, aber dies sei nicht die vernünftigste Endlösung. 
 
GV. Berger möchte betonen, dass man nun genug lang über dieses Thema diskutiert habe. Es sei die 
alte Problematik entsprechend auf den Tisch gekommen und man sollte in dieser Richtung auch 
etwas tun. Man habe sich aber mittlerweile sehr weit von diesem Antrag entfernt. Er glaube, dass der 
Antrag ein Guter sei. Es gebe gesetzliche Vorschriften, wie weit man aus dem Kreuzungsbereich 
rücken müsse und somit müsse man dies anders lösen, wie zB. mit einer angesprochenen Hecke, 
damit man gar nicht anders könne. 
 
Er glaube, dass man dies nun ausführlich diskutiert habe, stellt er den Antrag auf Ende der 
Debatte. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von GV. Berger gestellten Antrag auf Schluss der Debatte durch 
Handheben abstimmen und stellt eine mehrheitliche (Stimmenthaltung: Weichselbaumer) Annahme 
fest. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag 27 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   FPÖ-Fraktion: 1 Leeb-Dorfer 
   GRÜNE-Fraktion: 2  
      

Gegen den Antrag 4 Stimmen FPÖ-Fraktion: 4 Hoyer, Kaniak, Hemetsberger, 
Liehmann 

 
 
 
 
Dr.A. 1 Rechtssache Verfahren 36 Cg 20/12 m des LG Wels 
    Nebenintervention Bernhard Schobesberger / Immobilien  Leitner Bau Art GbmH 
 
Bgm. Reiter: 
Das gegenständliche Grundstück in Kemating ist seit über 30 Jahren als Bauland „Dorfgebiet“ 
gewidmet. Im Jahr 1989 wurde ein „Gartenhaus“mit 25 m² bebauter Fläche bewilligt und errichtet.  
Weiters wurde für die Errichtung eines Wohnhauses mit Bescheid vom 29.3.1989 die Baubewilligung 
erteilt. Mit Bescheid vom 20.7.1992 wurde eine weitere Baubewilligung für die Errichtung eines 
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Einfamilienwohnhauses mit Doppelgarage erteilt. Beide Baubewilligungen sind abgelaufen, da die 
Objekte nicht errichtet wurden. In der Bauausschusssitzung am 16.6.2010 hat sich der Bauausschuss 
einstimmig für eine Bebauung mit zwei Doppelwohnhäusern ausgesprochen. Am 9.6.2011 langte das 
Ansuchen um Baubewilligung für den Neubau von 4 Einfamilienhäusern mit Garage der Immobilien 
Leitner Bau Art GmbH ein.  
Aufgrund des Vorprüfungsergebnisses vom 20.6.2011 wurden einige Mängel festgestellt, u.a. die 
fehlende Darstellung über die ordnungsgemäße Ableitung und Entsorgung der Dach- und 
Oberflächenwässer. Mit Mängelbehebungsauftrag vom 1.7.2011 wurde die Immobilien Leitner Bau-
Art GmbH ersucht, die Mängel bis 12.8.2011 zu beheben, ansonsten der Antrag zurückgewiesen 
werden müsste. Da die Mängel nicht fristgerecht nachgereicht wurden, wurde mit Schreiben vom 
29.2.2012 eine Nachfrist bis 30.3.20912 gesetzt. Da die Mängel nicht behoben wurden, wurde mit 
Bescheid vom 9.8.2012 der Antrag auf Baubewilligung rechtskräftig abgewiesen.  
 
Da die Leitner Immobilien GmbH als Käufer nicht den gesamten Kaufpreis an den 
Grundstücksverkäufer bezahlt hat, wurde eine seitens des Grundeigentümers eine Klage eingebracht. 
In der Verhandlung am 28.2.2012 beim LG Wels wurde u.a. festgelegt, ein 
Sachverständigengutachten einzuholen. In der Folge hat der Kläger (Schobesberger Bernhard) die 
Erörterung des Gutachtens des Gutachters Mag. Alexander Tauchmann beantragt und der Gemeinde 
Seewalchen am Attersee den Streit verkündet. Grund der Streitverkündung ist, dass für den Fall, 
dass der Kläger im gegenständlichen Rechtsstreit unterliegt, er beabsichtigt, bei der Gemeinde 
Seewalchen am Attersee Regress zu nehmen.  
 
Zum Verfahrensstand ist Folgendes auszuführen:  
 
Der Kläger hat an die beklagte Partei mit Kaufvertrag vorn 16.09. das Grundstück 3047/6, EZ 859, 
KG 50310 Litzlberg, verkauft. Die beklagte Partei hat einen Kaufpreisteil in Höhe von EUR 40.000,- 
noch nicht bezahlt, welchen der Kläger im Rahmen des gegenständlichen Prozesses gerichtlich 
geltend gemacht hat.  
Die beklagte Partei wendet im Wesentlichen ein, dass sie Bauland gekauft hat, sie jedoch das 
Bauland nicht nutzen könne, da auf dem Grundstück das Niederschlagswasser nicht versickern 
wurde. Die beklagte Partei wendet weiters ein, dass der Ortsteil Kemating nicht durch eine öffentliche 
Kanalisation aufgeschlossen wäre, sodass eine Ableitung der Oberflächenwasser über den Kanal 
ausscheiden würde. Weiters bringt sie vor, dass ein Beitritt der beklagten Partei zur 
Wassergenossenschaft abgelehnt wurde und die Errichtung von Versickerungsanlagen auf dem 
Grundstück technisch unmöglich ist. Sie macht daher eine Rückabwicklunq des Kaufgeschäftes 
geltend, wobei diese Rückabwicklunq im Wesentlichen auf die Bestimmungen der Irrtumsanfechtung 
gestützt werden.  
 
Der Kläger durfte sich darauf verlassen, dass das gewidmete Baugrundstück ordnungsgemäß 
entwässert werden kann. Die Gemeinde Seewalchen schuldet aufgrund der Flächenwidmung die 
Ermöglichung der Bebauung des Grundstückes. Deshalb schuldet sie auch die Ermöglichung der 
Beseitigung der auf dem Grundstock 3047/6, anfallenden Oberflachenwässer. Sie hat für eine 
ergänzende Ableitungsmöglichkeit der anfallenden Niederschlagswasser Sorge zu tragen. Darauf hat 
der Grundstückseigentümer einen Rechtsanspruch gegenüber der Gemeinde Seewalchen am 
Attersee.  
 
Schlussfolgerung des SV-Gutachtens: 
„Aus Sachverständigensicht können entsprechend den durchgeführten Bodenuntersuchungen und 
den Versickerungsversuchen die auf dem Grst. Nr. 3047/6 anfallenden Niederschlagswässer – 
unabhängig von der Größe der geplanten Bebauung – ohne ergänzende Ableitungsmöglichkeit nicht 
zur Versickerung gebracht werden.“ 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

Rechtsanwalt Dr. Andreas Haberl, Vöcklabruck, mit der Rechtsvertretrung zu beauftragen 
und die Vertretung der Marktgemeinde Seewalchen als Nebenintervenientin im Verfahren 
der klagenden Partei Bernhard Schobesberger wider die beklagte Partei Immobilien Bau Art 
GmbH, 36 Cg 20/12m des LG wels zu übernehmen.  
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GV. Haberl nimmt ihre Befangenheit wahr und nimmt nicht an der Abstimmung teil.  
 
EG. Hoyer möchte betonen, dass man hier einmal wissen müsse, was die Ursache sei. Die Ursache 
sei wieder einmal, dass die Gemeinde eine Einreichplanung angenommen habe, wo es keinerlei 
Auskunft über Geotechnik und Untergrundgeschichte gebe. Wenn man dies von Haus aus verlange, 
habe man diese Sachen in Griff und müsse sich nicht im Nachhinein mit Zivilgerichtsverfahren herum 
streiten. 
 
Der Bürgermeister gebe EG. Hoyer zum Teil recht. Es werde mittlerweile auch gemacht und vom 
Gesetz her gefordert, was man natürlich umzusetzen habe. 
 
Der Amtsleiter antwortet auf die Wortmeldung von EG. Hoyer, dass ein Antrag auf Baubewilligung 
gestellt wurde und die Gemeinde daraufhin einen Mängelbehebungsauftrag, um unter anderem die 
Ver- und Entsorgung der Dach- und Oberflächenwässer nachzuweisen, erteilt habe. Da dies nicht 
gemacht worden sei, sei das Bauansuchen rechtskräftig abgewiesen worden. Es gebe derzeit kein 
Bauansuchen, daher sei die Klage zustande gekommen. Hier sei vom Amt vollkommen richtig 
reagiert worden. 
 
EG. Hoyer kontert, dass die Niederschlagswässer ein ganz kleiner Teil gewesen seien. Man hätte 
mehrere Gründe anführen müssen, um dies an die Wand zu schmettern. 
 
Der Amtsleiter erklärt nochmals, dass der Bescheid negativ sei und man nicht mehr machen könne. 
Das Problem liege bei der Widmung, da dies als Bauland gewidmet worden sei. Mit dieser Widmung 
entstehe dem Grundeigentümer ein Rechtsanspruch auf die Bebaubarkeit des Grundstückes. Nun 
könne es den Anschein haben, dass es nicht bebaubar sei. Im Endeffekt werde der Richter dies dann 
in seinem Urteil feststellen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 28 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13 ohne Haberl 
   SPÖ-Fraktion: 10  

   FPÖ-Fraktion: 3 Hemetsberger, Leeb-Dorfer, 
Liehmann 

   GRÜNE-Fraktion: 2  
 
Stimmenthaltungen 2 Stimmen FPÖ-Fraktion: 2 Hoyer, Kaniak 
 
 
 
20. Allfälliges 
 
a) GV. Berger möchte die letzte Gemeinderatssitzung vor Weihnachten und vor dem Jahreswechsel 

dazu hernehmen, um sich recht herzlich für die gute Zusammenarbeit mit dem Amt zu bedanken. 
Meistens bekomme er seine Unterlagen immer zu dem Zeitpunkt, wo er sie gerne hätte, nicht 
immer, man wisse dass es auch hier leider Schwachpunkte gebe. Im Großen und Ganzen könne 
man aus seiner Sicht die Zusammenarbeit nur loben. Er möchte den heutigen Tag auch dazu 
hernehmen dem Bürgermeister zu seinem gestrigen Geburtstag von der SPÖ Seite her recht 
herzlich zu gratulieren. Bei den Damen und Herren des Kollegiums möchte er sich herzlich dafür 
bedanken, dass es zu einem hohen Anteil Gott sei Dank sehr sachlich zugehe und es freue ihn 
besonders persönlich, dass seine Wortmeldungen vor 12 Jahren heute noch dazu ausreichen, 
zitiert zu werden. In diesem Sinne wünsche er ein schönes Weihnachtsfest und einen guten 
Rutsch ins neue Jahr. 

 
b) GR. Mohr möchte sich bei den Wünschen zum Geburtstag ganz herzlich anschließen. Weiters sei 

eine Bitte bzw. Frage an sie herangebracht worden. Der Dienstag sei ein extremer Witterungstag 
gewesen, ca.gegen 17 Uhr sei die Zufahrt zum betreuten Wohnen so rutschig gewesen, dass 
man mit dem Privatauto nur sehr schwer zum Stehen gekommen sei und sich die Bewohner nicht 
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mehr raus getraut haben und dies stundenlang. Am Mittwoch sei das Eis weggeklopft worden. Sie 
wisse, dass der Dienstag ganz schwierig gewesen sei, aber sie möchte wissen, wer für dieses 
Stück zuständig sei. 

 
Der Amtsleiter antwortet, dass hierfür die Hausverwaltung zuständig sei, er aber gerade nicht den 
Ansprechpartner wisse. Er werde aber die Hausverwaltung anrufen, dass dies verbessert werden 
solle. Die Räumung sei aber nicht Aufgabe der Gemeinde, da dies privat sei. 

 
c) GV. Gaisbichler möchte sich ebenfalls für die gute Zusammenarbeit bedanken. Er habe bereits in 

den vergangenen Jahren gesagt, dass die Gesprächskultur eine sehr hohe sei und dies sei auch 
sehr angenehm sei. Jeder hier vertrete die gleichen Interessen. Man möchte Seewalchen 
weiterbringen und bringe dazu Argumente in einer Art und Weise vor, damit man trotz aller 
politischer Meinungsverschiedenheiten gut miteinander auskomme. Weiters möchte er dem 
Amtsleiter Schmidt und auch seinen Mitarbeitern für die Unterstützung danken. Es sei ganz 
wichtig, dass die Schnittstelle funktioniere und von seiner Seite her funktioniere dies sehr gut. Die 
kommenden Tage vor Weihnachten seien für viele wahrscheinlich noch sehr anstrengend und 
hektisch, aber dann wünsche er geruhsame Feiertage und ein gutes und gesundes Jahr 2013. 

 
d) EG. Hoyer möchte dem Gemeinderat berichten, dass betreffend das Gewerbegebiet A1, also die 

ehemaligen Gründe der Holzindustrie Lenzing, vier Interessenten alles daran setzten noch vor 
Weihnachten dort Vorkaufverträge zusammen zu bringen. Dies sei wirklich eine erfreuliche 
Entwicklung, da man dadurch wieder Gewerbebetriebe nach Seewalchen bekomme. 

 
e) GV. Hemetsberger möchte sich im Namen der Freiheitlichen Fraktion sehr herzlich für die 

Zusammenarbeit bedanken. Weiters möchte er sich bei der Verwaltung, bei Herrn Amtsleiter 
Schmidt, bedanken, welcher immer entgegenkommend sei, wenn man Anfragen habe. Er dürfe 
den Damen und Herren des Gemeinderates, den beiden Vizebürgermeistern und dem 
Bürgermeister schöne Feiertage und einen guten Rutsch 2013 wünschen und nachträglich dem 
Bürgermeister zu seinem Geburstag gratulieren. Man werde sich für die Zusammenarbeit im 
neuen Jahr natürlich wieder einbringen. Das heiße aber nicht, dass man nicht kritisch hinterfrage, 
wenn sich Fehlentwicklungen anbahnen. In diesem Sinne „Glück auf!“ für das Jahr 2013. 

 
f) EG. Hoyer möchte sich noch mit ein paar Worten anschließen. Er muss sagen, dass er die Idee 

von GV. Berger geklaut habe, welcher vorheriges Jahr dem Bürgermeister Rotweinflaschen 
geschenkt habe. Er habe sich gedacht, dass man einem schwarzen Bürgermeister auch etwas 
etwas Schwarzes schenken müsse. Daher habe er eine schwarze Torte besorgt. Er habe sich 
aber erlaubt zwei Symbole darauf zu geben. Das erste sei das goldene Rohr der Kanalisation, 
denn hier habe der Bürgermeister sehr viel dazu beigetragen und das zweite sei eine Lokomotive 
mit einem Anhänger, damit sich der Bürgermeister auf dem süßen Wege mit dem Kopfbahnhof 
Seewalchen anfreunden könne. Hiermit möchte er dem Bürgermeister nachträglich zum 
Geburtstag gratulieren. 

 
g) Vizebürgermeister Weichselbaumer möchte sich auf Rücksicht auf die Person, die dieses 

Protokoll schreiben müsse, kurz halten. Wünscht alles Gute zum Geburtstag, frohe Weihnachten 
und einen guten Rutsch und möchte weiters anmerken, dass seine Gattin Dagmar heiße und hier 
beim letzten Protokoll ein Fehler passiert sein müsse. Zum Schluss möchte er sich noch bei den 
Gemeindebediensteten bedanken. 

 
h) GR. Hauschildt-Buschberger möchte nochmals die Fällung der Linden in der Rosenau 

ansprechen. Die Fraktion der Grünen sei die einzige Fraktion, die nicht im Gemeindevorstand 
vertreten sei. Man habe dadurch wahrscheinlich als letztes davon erfahren. Nichts desto trotz 
habe es sich sehr schnell ereignet, da plötzlich sehr viele die Telefonnummer von GR. Hauschildt-
Buschberger als Fraktionsobfrau der Grünen gehabt haben. Was dort gesagt worden sei und 
welche sensiblen Bereiche bei den Bürgern verletzt worden seien, müsse sie jetzt nicht nochmal 
ausführen. Wenn dies vorher bekannt geworden wäre, dann wäre dies in dieser Form auch nicht 
passiert. Sie würde sich aber wünschen, wenn es nochmal zu so etwas komme – es könnte ja 
sein, dass irgendwo noch gesunde Bäume stehen, die länger leben wollen – dass dies nicht im 
kleinen Gremium diskutiert werde, sondern wenn es um so etwas Sensibles gehe, dies bis in den 
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Gemeinderat komme, da man sich als Fraktion der Grünen schon etwas übergangen gefühlt 
habe. Man hätte vielleicht noch gerne ein Wort dazu gesagt, was man jetzt nicht mehr brauche, 
da es die Linden nicht mehr gebe. 
Weiters möchte sich die Fraktion der Grünen sehr herzlich für die wirklich gute Zusammenarbeit 
bedanken, dass man nett miteinander umgehe und dass man sich immer begegnen könne, ohne 
sich anzufeinden. Die Grünen möchten dem Bürgermeister nochmals alles Gute zum Geburtstag 
wünschen und allen frohe Weihnachten und einen guten Rutsch. 

 
i) Der Amtsleiter möchte sich im Namen der gesamten Belegschaft der Gemeindebediensteten 

recht herzlich bedanken. Vor allem für die gute Zusammenarbeit im abgelaufenen Jahr, auch für 
das Verständnis für das nicht immer einfache Dienstrecht, wenn es um Dienstposten bzw. 
Dienstpostenplanänderungen gehe. Besonders bei den Damen und Herren des Vorstandes und 
den Fraktionsvorsitzenden. Man werde sich bemühen, auch in Zukunft die Dienstleistung so zu 
bringen, damit man zufrieden sei und die Entscheidungsgrundlagen zur Zufriedenheit aufbereitet 
werden. Er könne aber versprechen, dass es keine Swaps oder Derivate im Amt gebe. Hier lege 
er für seine Kollegen die Hand ins Feuer.  
Er wünsche für die kommenden Tage ein paar ruhige Stunden und für das kommende Jahr das, 
was sich jeder Einzelne vornehme. Der größte Wunsch wäre, dass man sich genau in einem Jahr 
in dieser Zusammensetzung wiederfinde. 

 
j) Der Bürgermeister darf sich zum Schluss noch recht herzlich für die sehr sachliche, wenn auch 

teils emotionale, aber letztendlich doch gute Diskussion zu den einzelnen Punkte der heutigen 
Sitzung bedanken. Er möchte sich auch für das im Wesentliche doch sehr gute Einvernehmen, 
welches man im Gemeinderat und auch in den anderen Gremiem - vor allem in den Ausschüssen 
- habe, bedanken. In den Ausschüssen habe man eine sehr angenehme und gute Stimmung und 
es werde auf sehr hoher fachlicher Kompetenz gearbeitet. Im Gemeinderat müsse ab und zu 
auch heftiger kritisiert oder emotionalisiert werden. Nichts desto trotz glaube er, dass man in 
Seewalchen sehr gut aufgestellt sei. Man habe letztendlich ein sehr gutes Klima im Gemeinderat. 
Er traue sich dies insofern zu sagen, da er immer wieder mit sehr vielen Bürgermeister Kollegen 
zusammen komme und was diese alle erzählen, was sich in anderen Gemeinderäten abspiele, 
müsse er sagen, dass es in anderen Gemeinden teilweise auf einer Ebene zugehe, die er sich 
nicht gefallen lassen würde. Im Großen und Ganzen könne man mit dem heurigen Jahr sehr 
zufrieden sein und man könne auch, zumindest was die Möglichkeiten - welche das Budget für 
das nächste eröffnen - betreffe, ganz zuversichtlich in das neue Jahr blicken. Er dürfe sich 
nochmals recht herzlich für die Glückwünsche zum Geburtstag bedanke und wünsche ein frohes 
Weihnachtsfest und einen guten Rutsch ins neue Jahr. 

 
 
Genehmigung der Verhandlungsschrift über die vorherige Sitzung 
 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 
vom 7.11.2012 wurden keine Einwendungen erhoben. 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 21:10 Uhr.  
 
 
 
      Der Schriftführer:                         Der Vorsitzende: 
 
 
 
........................................................              ........................................................   

(AL. Hans Schmidt)                        (Bgm. Mag.Reiter Johann) 
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Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 
vom 14.2.2013 keine Einwendungen erhoben wurden und diese Verhandlungsschrift daher im Sinne 
des § 54(5) Oö. GemO 1990 als genehmigt gilt. 
 
 

Der Vorsitzende: 
 
 
 

(Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 

 
 

Für die SPÖ-Fraktion:                Für die ÖVP-Fraktion: 
 
 
........................................................           ........................................................ 
(Vizebgm. Mario Weichselbaumer)                    (GV. Stefan Gaisbichler) 
 
 
 
 

Für die FPÖ-Fraktion:                Für die GRÜNE-Fraktion:    
       

 
........................................................            ........................................................ 
  (GV. Rudolf Hemetsberger)             (GR. ClaudiaHauschildt-Buschberger)  
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